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Rezensionen 

 

Engler, Wolfgang: Die Ostdeutschen 
als Avantgarde. Essay. Berlin: Aufbau 
Verlag 2003, 208 Seiten, 16, 50 Euro. 

Wolfgang Engler ist ein Meister griffi-
ger Formulierungen, der interessante 
Beobachtungen mit anregenden Thesen 
mixt und mit diesem oder jenem Ideen-
geber aus der Fachsoziologie würzt. Er 
versucht, den von ihm für typisch gehal-
tenen Erfahrungshorizont ostdeutscher 
Intellektueller in die Debattenwelt der 
alten Bundesrepublik zu transformieren. 
Geschickter als andere beharrt er auf Ei-
genarten einer DDR-Zivilisation, die er 
nicht nur auf die politischen Rahmenbe-
dingungen reduziert sehen will. Im vor-
letzten Buch, Die Ostdeutschen. Kunde 
von einem verlorenem Land, fand er für 
die DDR den Begriff einer „arbeiterli-
chen Gesellschaft“ und lieferte somit die 
Chiffre, die den DDRischen Eigensinn 
entschlüsseln sollte. Dieser Begriff wird 
auch im neuen Buch ausgiebig erklärt, 
verteidigt und differenziert. 

Eigentlich heißt ja das neue Buch: Die 
Ostdeutschen als Avantgarde – ein irre-
führender Titel, mit dem sich nur die 
letzten 35 Seiten beschäftigen. Sie bie-
ten Beobachtungen über Mobilität und 
Flexibilität und das Ende der Arbeitsge-
sellschaft. Man hätte das und die mitun-
ter auseinanderstrebenden Darlegungen 
gut in einigen Aufsätzen nebeneinander 
abhandeln können. Aber erst dem 
durchgeschriebenen Text mit wuchtiger 
These ist die Aufmerksamkeit sicher. 
Dazu paßt, daß Engler gleich in der ers-
ten Zeile des Bandes bekennt, vom Ge-
schäftsführer des Aufbau-Verlages mit 
dem Titel konfrontiert und zum Buch 
zur These animiert worden zu sein. 
Wieder einmal Ostselbstbewußtsein als 
kalkuliertes Markenprodukt. Wolfgang 
Engler zögert geschickt das angekündig-
te Thema in seiner Schrift möglichst 
lange hinaus. Und referiert lieber, wa-

rum die Ostdeutschen immer ostdeut-
scher werden. Frei nach Hegel: „Aus 
den Ostdeutschen an sich wurden die 
Ostdeutschen für sich.“ 

Engler bedient sich auffällig oft des Do-
kumentarfilms, um Beispiele für Ent-
wicklungen von DDR-Menschen nach 
dem Ende der DDR aufzuzeigen. Sie 
sind oft negativ. Der Autor berichtet von 
Unruhe, Getriebensein, Erschöpfung, so 
erscheine die oftmals beklemmende Ru-
he des alten Regimes in günstigerem 
Licht. Postkommunistische Phänomene, 
der Aufstieg der PDS, die drei Generati-
onen der DDR – vieles wird angespro-
chen, manches eindrücklich benannt. 
Aber nicht alles logisch zueinander in 
Beziehung gebracht. Erhellend sind Ge-
nerationszuschreibungen innerhalb der 
DDR-Geschichte. Er geht auch auf 
rechtsradikale Orientierung unter ganz 
jungen Ostdeutschen in den achtziger 
Jahren ein. „Die späte DDR wurde von 
ihrer Vorgeschichte eingeholt“, resü-
miert Engler. 

An solchen Stellen, wenn der Soziologe 
problematische und riskante Spätfolgen 
seiner sonst positiv reflektierten „arbei-
terlichen Gesellschaft“ schildert, geraten 
seine Ausführungen mürrischer, knapp 
und weniger anschaulich. Sie passen 
nicht ins Konzept einer ostdeutschen 
Identität, die für Gesamtdeutschland in-
teressant sein könnte. Ein Lehrausbilder 
zitierte mir einen, in den achtziger Jah-
ren häufig gehörten Satz von Lehrlin-
gen, mit dem sie auf DDR-staatliche 
Anmaßungen reagierten: „Da könnte ich 
glatt zum Nazi werden!“ Vielleicht fehlt 
es nicht nur Engler an auswertbarem 
Material aus den nicht-intellektuellen 
ostdeutschen Milieus. Das gilt auch für 
die Zeit ihrer Auflösung in den neunzi-
ger Jahren. Gerade in der DDR tätige 
Journalisten, Filmemacher und Schrift-
steller zeigten bei der versuchten Nähe 
zu diesen Erfahrungsbereichen nach 
1990 ihre selektiven Wahrnehmungs-
prägungen. Dissidenten und deutlichere 
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DDR-Kritiker kommen nicht vor oder 
werden als Zumutung empfunden. Das 
schließt zeitweilige Anbiederungsgesten 
an sie ein. Ansonsten werden sie als 
Konkurrenz erlebt – unter anderem im 
Kampf um die eigene Erinnerung. Und 
deren Versuch, sich als Subjekt mög-
lichst unabhängig vom Willen des Staa-
tes agierend zu denken. Auch ein Wolf-
gang Engler versteht sich natürlich als 
ein kritischer Intellektueller der DDR. 
Mindestens seine Tätigkeit als Dozent 
an der Schauspielschule „Ernst Busch“ – 
lange vor dem Ende dieses Staates – 
setzte zumindest seinem öffentlich refe-
rierten Eigensinn Grenzen. Solche eige-
nen Geschichten werden im Buch nicht 
beschrieben und analysiert. 

Engler vergleicht ausführlich Schulauf-
sätze von Jugendlichen während des 
Verschwindens der DDR und kommt zu 
wichtigen Beobachtungen. Diese aufre-
gende Zeit mußten viele Jugendliche als 
eine problematische erleben, weil die 
Heranwachsenden sich mehr als zuvor 
selbst überlassen blieben. Auch die Ost-
West-Differenzen, Urteile und Vorurtei-
le arbeitet er heraus. Doch wenn sich die 
Ost-Schüler über alte SED-Seilschaften 
mokieren, kanzelt er das ungeliebte 
Thema „Abrechnung mit SED-Funktio-
nären“ als von den Eltern vorgegeben 
ab. Als ob die geschilderten wirtschaftli-
chen Ängste dagegen alle schon durch-
litten waren. Und persönliche Erlebnisse 
von Schülern mit Lehrern, Eltern oder 
deren Bekannten konnten durchaus zu 
der Vermutung führen, in alten Eliten 
eine Gefahr für die Entwicklung der Ex-
DDR zu sehen. Sicher ein unangeneh-
mer Gedanke für einen, der als Dozent 
unter Umständen zu dieser Elite gerech-
net worden wäre. 

Vielleicht neigt ja der Soziologie gene-
rell dazu, einer Generation die Rechtfer-
tigung ihrer Erfahrungen und Haltungen 
zu liefern. Als eine Art pragmatisch ge-
lifteter Philosophie mit visionären Ele-
menten, die manchmal als Ersatz-

Theologie funktionieren. Wolfgang Eng-
ler kann anschaulich schreiben. Mit ge-
zügelter Wut listet er die Folgen der 
deutschen Einheit und der Abwicklung 
einer DDR-geprägten Intelligenz auf. 
Und blickt zurück nach vorn: „Insofern 
könnten die Letzten, die der „westlichen 
Werteordnung“ beitraten, die Ersten 
sein, die sie wieder ernstlich in Verle-
genheit bringen; in der Manier, ein Sys-
tem beim Wort seiner verhimmelten 
Prinzipien zu nehmen und dadurch von 
innen zu entwaffnen, sind sie jedenfalls 
geübt.“ Passagenweise gelingt Engler 
eine Predigt voller Furor, die sich der 
westdeutsche Leser unbedingt zumuten 
sollte. Er schildert die Qualen und Fol-
gen sozialer Abstiege im Osten Deutsch-
lands. Zum Beispiel den einer Renate, 
die ihn mit Gewaltphantasien kompen-
siert. Sie spricht vom unvermeidlichen 
Bürgerkrieg. Spätestens an dieser Stelle 
könnte der Leser das Buch doch als 
Drohung an die Westdeutschen verste-
hen. Der den Ossis im Titel zugeordnete 
Begriff Avantgarde wäre der alte revolu-
tionäre nach Lenin – die Avantgarde als 
Vorhut der Nichtmehr-Arbeiterklasse. 
Engler legt nach und beendet diesen Ab-
satz mit einem Ausrufezeichen: „Ein 
Hoch auf Renate!“ 

Solche kurzen expressiven Einsprengsel 
verleihen dem Buch stilistisch Dynamik 
und der Haltung des Autors eine Deut-
lichkeit, die er in anderen Passagen mit 
Denkspielen retuschiert. Engler will si-
cher nicht die simple Gewalt, er will das 
bewußte Aufbegehren gegen die Ver-
hältnisse. Darin erkennt er die Qualität 
der Renatschen Haltung im Vergleich zu 
drei von Richard Sennett geschilderten 
Computerspezialisten, die sich selbst für 
ihre Arbeitslosigkeit verantwortlich ma-
chen. Denn Renate lenkt den Impuls 
nach außen, auf die Gesellschaft. Der 
Autor schwärmt: „Sich wieder als Ak-
teur ihres Schicksals begreifen zu kön-
nen bedeutet für sie, ihre Vereinzelung 
zu durchbrechen und sich mit anderen 
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zu durchbrechen und sich mit anderen 
zu verbünden.“ Gut gebrüllt, Soziologe, 
nur würde ein Eintritt in die organisierte 
Kriminalität auch die Intention dieses 
Satzes erfüllen. Und damit doch noch 
zum Titel. Eigentlich will ja Engler 
Deutschland nur auf das Ende der Ar-
beitsgesellschaft bisherigen Stils vorbe-
reiten: „Kann man den erzwungenen 
Ausstieg aus der Arbeitsgesellschaft so 
gestalten, daß er nicht nur lebbar ist, 
sondern anziehend wird, zur inneren Al-
ternative der Arbeitsgesellschaft avan-
ciert?“ 

Damit nicht das Bewußtsein allein das 
nacharbeiterliche Sein definieren soll, 
möchte Engler jedem die bisher großzü-
gigste Variante eines garantierten Bür-
gergeldes als lebenslängliches Aus-
kommen verpassen. Er handelt das nur 
kurz ab, weil er nicht so ganz an die Lei-
stungsfähigkeit dieser Wirtschaft glaubt, 
die plötzlich jedem alles Nötige bezahlt. 
Nur für Deutsche oder allen in Deutsch-
land lebenden oder jeden, der hierher-
kommt? Engler verschwendet keinen 
Gedanken daran. Auch nicht, daß so ein 
Einheitsgeld für den Single in der In-
nenstadt Münchens möglicherweise weit 
weniger wert ist als für den Arbeitslosen 
im Haus seiner Eltern in ländlicher Um-
gebung – dasselbe ist eben nicht immer 
das gleiche. Und umgekehrt. Daß Engler 
sich gegenüber ökonomischen Zusam-
menhängen borniert verhält, überrascht 
nicht. Aber warum die Ostdeutschen 
sich durch eine Art Super-Transfer-
gesellschaft West selbstbestimmter füh-
len könnten, widerspricht den Darle-
gungen zuvor in seinem eigenen Buch. 
Sollen alle Deutschen sich ähnlich ei-
nem ehemaligen DDR-Bürger fühlen? 
Wären dann die Ostdeutschen glückli-
cher, wenn Mißmut und Arbeitslosigkeit 
– die dann nicht mehr so genannt wird – 
sich gleichmäßig über das Land vertei-
len? Engler jongliert im gesamten Buch 
mit Beobachtungen und Thesen aus 
deutsch-deutschen Zusammenhängen. 

Bei keiner vollführt er das so lustlos und 
ungeschickt wie bei der These aus dem 
Buchtitel. Wenn Ostdeutsche durch er-
nötigte größere Flexibilität wirklich bes-
ser auf die nacharbeiterlichen Gesell-
schaften vorbereitet sein sollten, dann 
gilt dies noch mehr für weiter im Osten 
liegende Staaten. Die Avantgarde ist 
dann jeweils ein Stück weiter östlich – 
bis sie in den Weiten Rußlands aus 
Mangel an Menschen doch versiegt. 
Wolfgang Engler überzeugt immer 
dann, wenn er neugierig bleibt und nicht 
nur geschickt die Sätze um seine Thesen 
herumgruppiert. Vielleicht dachte der 
Autor auch an sich, als er schrieb: „Der 
ostdeutsche Gemeinsinn kopiert die 
DDR-Geschichte nicht; er bedient sich 
ihrer als Steinbruch für Erzählungen, die 
der Vergangenheit Bewandtnis, der Ge-
genwart Rückendeckung und dem 
Schritt in die Zukunft Orientierung ge-
ben.“ Fast ein Wort zum Sonntag. Ver-
hindert das Beharren auf einer ostdeut-
schen Identität ihr Entstehen? 

Lutz Rathenow 

 

 

Ulbricht, Chruschtschow und die 
Mauer. Eine Dokumentation. Hrsg. 
und eingeleitet von Matthias Uhl und 
Armin Wagner (Schriftenreihe der 
Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte). 
München: Oldenburg Wissenschafts-
verlag 2003, 220 Seiten, 24,80 Euro. 

Als Stalins ungeliebtes Kind sollte die 
DDR nach der Interpretation eines ost-
westlichen Historikergespanns in die 
Geschichte eingehen. Die beiden jeweils 
aus verschiedener Perspektive vor 1989 
als Status-quo-Interpreten hervorgetre-
tenen Autoren legten fünf Jahre nach 
dem Ende der DDR die steile These auf, 
durch die Schaffung vollendeter Tatsa-
chen habe Walter Ulbricht gegen Stalins 
Intention die DDR-Gründung durchge-
setzt. Ulbrichts vollendete Tatsachen 
blieben freilich so lange unvollendet, bis 



Rezensionen 163

er sich seines Staatsvolkes derart be-
mächtigen konnte, daß es sich nicht 
mehr durch fortgesetzte Verflüchtigung 
der Volksbildung des SED-Regimes 
entziehen konnte. Nunmehr liegt die 
Fortschreibung der These über den raf-
finierten sächsischen Staatengründer 
vor. Matthias Uhl und Armin Wagner 
wollen in der Einleitung ihrer Dokumen-
tation über den Mauerbau glauben ma-
chen, Ulbricht habe „trotz des weiter be-
stehenden Neins aus Moskau“ in der ers-
ten Jahreshälfte 1961 die Vorbereitun-
gen für den Mauerbau vorangetrieben 
und damit die Anweisungen der sowjeti-
schen Vormacht hintertrieben. Nicht 
einmal die KGB-Niederlassung in Berlin 
Karlshorst habe mitbekommen, was die 
SED-Spitze ausheckte.  

Uhl und Wagner beziehen sich in die-
sem verschwörungstheoretisch außeror-
dentlich interessanten Abschnitt ihrer 
Einleitung auf in diesen Dingen erfahre-
ne Gewährsleute. Namentlich sind das 
Hans Bentzien für die DDR-Seite sowie 
Baily, Kondraschow und Murphy als 
KGB-Kenner. Bentzien hatte nach sei-
ner eigenen Darstellung am 23. Februar 
1961 an einer „Vorbereitungskommissi-
on für den Mauerbau“ teilgenommen, in 
der Bruno Leuschner (Plankommission), 
Erwin Kramer (Verkehrsminister) und 
Ernst Scholz (Bauminister) das Wort 
führten. Bentziens Aussage, daß gleich-
zeitig militärische Absprachen durch 
Generäle der DDR mit dem sowjeti-
schen Stab in Wünsdorf getroffen wur-
den, weisen Uhl und Wagner in den Be-
reich der Zeitzeugenirrtümer: „Dies ge-
schah augenscheinlich aber erst zu ei-
nem späteren Zeitpunkt“, meinen sie. 

Augenscheinlich? Damit ist der Augen-
schein gemeint, der sich beim Lesen der 
Darstellung von Bailey, Kondraschow 
und Murphy herstellt. Bentzien war zu-
mindest, wenn man ihm glauben kann, 
auf der besagten Planungssitzung von 
Regierungsfunktionären anwesend, was 
man von den drei Geheimdienstvetera-

nen nicht behaupten kann. Sie berichten 
vom Hörensagen. Wie aber sollte dem 
KGB, der selbst über Gewährsleute in 
der SED-Spitze und im MfS verfügte, 
entgangen sein, was im Februar 1961 
bereits in einer Kommission von DDR-
Ministern erörtert wurde. 

Erstaunlicherweise erwähnen Uhl und 
Wagner auch den Briefwechsel zwi-
schen Ulbricht und Chruschtschow vom 
Dezember 1960 und Januar 1961 nicht, 
aus dem hervorgeht, wie sich die beiden 
Ersten Sekretäre über weitere Schritte 
verständigten. Der Briefwechsel weist 
auf einen durchaus konsensualen Prozeß 
hin, wobei Ulbricht als Mann an der 
Front recht ungeschminkt die bedrohli-
che Lage ins Hinterland berichtete. Strit-
tig war der Zeitpunkt, wann die „Maß-
nahmen“ angeordnet werden sollten, 
über die man sich im Prinzip schon ver-
ständigt hatte. Der Ablauf der logisti-
schen Vorbereitungsmaßnahmen zum 
Mauerbau seit Juni 1961 ist der Doku-
mentation von Uhl und Wagner präzise 
zu entnehmen. Das Material spricht für 
sich, trotz der einleitenden Spekulatio-
nen seiner Herausgeber. 

Jochen Staadt 
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Eisenfeld, Bernd/Kowalczuk/Ilko-Sa-
scha/Neubert, Ehrhart: Die verdräng-
te Revolution. Der Platz des 17. Juni 
1953 in der deutschen Geschichte. 
Bremen: Edition Temmen 2003, 847 
Seiten, 29,90 Euro. 

Die Flut von Veröffentlichungen und 
Gedenkveranstaltungen zum 50. Jahres-
tag der Volkserhebung am 17. Juni 1953 
haben überdeckt, daß kaum ein histori-
sches Ereignis im geteilten Deutschland 
in der Bewertung so umstritten war wie 
dieses Ereignis. Galt er demokratischen 
Antikommunisten als Aufstand für Frei-
heit, Demokratie und Einheit, qualifi-
zierten ihn die SED-Führung und ihre 
Historiker als faschistischen oder zu-
mindest konterrevolutionären Putsch ab. 
Nach dem Untergang der DDR und der 
Öffnung ihrer Herrschaftsarchive wurde 
freilich sehr bald deutlich, daß in den 
Tagen um den 17. Juni Menschen aus 
allen sozialen Schichten das kommunis-
tische Regime in Frage stellten und ihm 
die Legitimation absprachen. Die im 
Vorjahr erschienenen zahlreichen Stu-
dien belegen, daß es in über siebenhun-
dert Städten und Gemeinden der DDR 
zwischen dem 16. und 21. Juni zu De-
monstrationen, Streiks, Kundgebungen 
und anderen Protestformen kam, an de-
nen sich etwa eine Million Menschen 
beteiligten. Nur mit brutaler Gewalt ge-
lang es der sowjetischen Besatzungs-
macht, den Aufstand niederzuschlagen. 
Als Reaktion baute die traumatisierte 
SED-Führung ihren Sicherheits- und 
Repressionsapparat systematisch weiter 
aus.  

In ihrem voluminösen Buch haben 
Bernd Eisenfeld, Ilko-Sascha Kowal-
czuk und Erhart Neubert, drei Wissen-
schaftler aus der Birthler-Behörde, na-
hezu alles zusammengetragen, was seit 
fünfzig Jahren über den 17. Juni in wis-
senschaftlichen, politischen, aber auch 
literarischen und künstlerischen Debat-
ten geäußert und geschrieben wurde. 
Das Buch ist zweifelsohne eine wahre 

Fundgrube für zeitgeschichtlich Interes-
sierte, die sich intensiver mit der deut-
schen Teilungsgeschichte auseinan-
dersetzen wollen. Gleichwohl bleibt ei-
niges kritisch anzumerken. 

Die Autoren heben die Bedeutung dieses 
Tages nicht nur für die Geschichte der 
DDR und Deutschlands, sondern auch 
für Europa, vor allem für den kommu-
nistisch besetzten Teil, hervor. Für sie 
steht die Volkserhebung zu Recht in ei-
ner Reihe mit Aufständen im sowjeti-
schen Imperium, beginnend mit dem 
von Linkskommunisten und Anarchisten 
getragenen Aufstand von Kronstadt über 
die polnische Streikbewegung 1980/81 
bis hin zu den Demonstrationen im 
Herbst 1989. 

Für die kommunistischen Machthaber 
und ihre Ideologen waren die Volkser-
hebungen – aus ihrer Sicht zu Recht – 
konterrevolutionärer Natur, da es den 
Aufständischen neben der Beseitigung 
sozialer Mißstände zumeist auch um die 
Abschaffung der kommunistischen 
Herrschaft ging. Die europäischen 
Westmächte und die USA haben die 
Aufstände zwar propagandistisch für 
sich genutzt, aber nicht unterstützt, 
schließlich wollte man keine Instabilität 
im Ostblock riskieren. Aber nicht nur 
die offizielle Politik des Westens akzep-
tierte die sowjetische Repressionspolitik, 
sondern insbesondere große Teile der 
Intellektuellen ignorierten die Oppositi-
on im Osten und schwiegen selbst zu 
den elementaren Menschenrechtsverlet-
zungen. Es gehört wohl zu den beschä-
mendsten Vorgängen in der alten Bun-
desrepublik, wie im linken Spektrum der 
Protest am 17. Juni fehlinterpretiert, 
verdrängt und sogar als reaktionär oder 
rechtsextrem diffamiert wurde.  

Während sich anfangs die großen politi-
schen Lager in der Bundesrepublik, auch 
wenn sie die Unruhen unterschiedlich 
interpretierten, einig waren, die Volks-
erhebung als Gedenk- und Feiertag zu 
würdigen, mehrten sich in der Ära der 
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Entspannungspolitik die Stimmen derje-
nigen, die den Feiertag abschaffen und 
seine Bedeutung ignorieren wollten. 
Bundeskanzler Willy Brandt bewertete 
1970, woran die Autoren erinnern, die-
sen Tag als Wunsch der Deutschen zur 
Erhaltung des Friedens, der höher gewe-
sen sei als der Wunsch nach nationaler 
Einheit. Staatliche Einheit hielt er nur 
noch im Rahmen einer europäischen 
Friedensordnung für möglich. In den 
nachfolgenden Jahren gab es immer 
wieder Vorstöße, zumeist von SPD-Ver-
tretern wie Egon Bahr und Helmut 
Schmidt, den 17. Juni als Feiertag abzu-
schaffen. Die Jungsozialisten sprachen 
im Juni 1989 gar von einem „Gespens-
tergedenktag“ und forderten in einer Er-
klärung, „daß die Bundesrepublik offizi-
ell auf das staatliche Ziel der Wieder-
vereinigung verzichten und die entspre-
chende Formulierung aus dem Grundge-
setz streichen sollte. Ein solcher Schritt 
wäre ein positives Signal nach Osten 
wie nach Westen. Der 17. Juni als Ge-
denktag ist abzuschaffen.“ 

Helmut Kohl beging 1983 den 17. Juni 
wieder als Staatsakt im Bundestag und 
würdigte ihn gegen den erbitterten Wi-
derstand der gerade in das Parlament 
eingezogenen, von ihrer Genese her 
überwiegend linksradikal eingestellten 
Grünen als Tag der Deutschen Einheit, 
als nationalen Gedenktag des deutschen 
Volkes. Gleichwohl verlegte der „Kanz-
ler der Einheit“ unmittelbar nach der 
Vereinigung den Feiertag auf den 3. Ok-
tober.  

Die Autoren, die sich methodisch einem 
an Hannah Arendt und Agnes Heller 
orientierten Totalitarismuskonzept ver-
pflichtet fühlen, erwähnen erstaunli-
cherweise die zentrale, von Heller, Fe-
her und Markus verfaßte Analyse zur 
kategorialen Bestimmung des sowjetisch 
geprägten Kommunismus (Der sowjeti-
sche Weg. Bedürfnisdiktatur und ent-
fremdeter Alltag) überhaupt nicht. Sie 
ordnen die Volkserhebung, ohne dies 

überzeugend begründen zu können, als – 
gescheiterte – Revolution ein und ziehen 
einen langen Bogen zu Massenflucht 
und Demonstrationen im Herbst 1989, 
die zum Untergang des SED-Staates und 
in der Folge – durch die Vereinigung – 
zu einer revolutionären Umgestaltung 
von Staat und Gesellschaft führten. Al-
lerdings gab es auch bei den Aktivisten 
der 89er Opposition kaum Erinnerungen 
und Bezüge zum 17. Juni 1953. Ihr Be-
zugspunkt war eher der Prager Frühling 
und die Vision eines demokratischen 
Sozialismus. Das Gemeinsame von 1953 
und 1989 liegt wohl in dem Streben 
nach Freiheit, Wohlstand und Einheit 
bei großen Teilen der Bevölkerung, was 
nicht unbedingt den Intentionen der 89er 
Opposition entsprach. 

Zu den nicht zu übersehenden Schwä-
chen des Buches gehört weiterhin die 
überzogene Bewertung der nationalen 
Dimension dieser Erhebung. In den frü-
hen fünfziger Jahren stand ohnehin in 
allen politischen Lagern die Vereinigung 
Deutschlands ganz oben auf der Tages-
ordnung, wenn auch aus unterschiedli-
chen Gründen und mit konträren Per-
spektiven. Die Aufständischen haben in-
soweit nur ausgedrückt, was ohnehin 
niemand in Zweifel zog. Gewichtiger 
scheinen die Dimensionen des Rufes 
nach Freiheit und Demokratie sowie 
nach Verbesserung der sozialen Lage. 
Die Überbetonung der nationalen Di-
mension durch die Autoren scheint eher 
geschichtspolitischen Absichten als wis-
senschaftlicher Erkenntnis entsprungen. 
Ein weiteres Manko sind überlange Be-
trachtungen zur Geschichtswissenschaft 
in der DDR, die von den Autoren an an-
derer Stelle schon veröffentlicht wurden 
und die zur Betrachtung des 17. Juni 
wenig beitragen. Diese kritischen An-
merkungen ändern jedoch nichts an der 
Bedeutung des Werkes als Materialband 
und gewichtigen Diskussionsbeitrag zur 
Charakterisierung der Volkserhebung.  

Klaus Schroeder 
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Suckut, Siegfried/Weber, Jürgen 
(Hrsg.): Stasi-Akten zwischen Politik 
und Zeitgeschichte. Eine Zwischenbi-
lanz. München: Olzog Verlag 2003, 
338 Seiten, 19,80 Euro. 

Der vorliegende Band rekonstruiert die 
Entstehungsgeschichte der Stasi-Unter-
lagenbehörde und versucht, eine Zwi-
schenbilanz ihrer Arbeit zu ziehen. Im 
Fokus steht dabei die Frage, ob und in 
welchem Maße sie zur wissenschaftli-
chen Aufarbeitung der DDR-Geschichte 
beigetragen hat. Die meisten Autoren 
des Sammelbandes waren oder sind bei 
der Behörde beschäftigt oder haben ihre 
Entstehung aus unmittelbarer Nähe mit-
erlebt oder mitgestaltet. 

Der erste Bundesbeauftragte für die 
MfS-Unterlagen, Joachim Gauck, erin-
nert in bewegenden Worten an die erste 
Akteneinsichtnahme prominenter DDR-
Oppositioneller: „Daß Erinnern eben 
nicht nur bedeutet, etwas Vergangenes 
neu zu wissen, sondern eben auch, es 
neu zu fühlen. Wobei viele, als sie Un-
terdrückung zu erleiden hatten, ihre Ge-
fühle abgetötet hatten, um hart zu wer-
den. Mancher fand so erst jetzt die au-
thentischen Gefühle von Zorn, Wut, 
Scham und Trauer und antwortete so im 
Nachhinein auf die damalige Lebenssi-
tuation.“ 

Seine Nachfolgerin Marianne Birthler 
versteht das von ihrer Behörde verwalte-
ten Schriftgut nicht nur als Dokumen-
tenmaterial eines riesigen Unterdrü-
ckungsapparates, sondern auch als Beleg 
eines ideologisch motivierten Versuches 
der Kommunisten, der Wirklichkeit ihre 
Ideologie aufzustülpen. So zeugen die 
schriftlichen Hinterlassenschaften der 
Stasi auch von ihrem Wirklichkeitsver-
lust. Wolfgang Ullmann weist in seinem 
Beitrag darauf hin, daß die Veröffentli-
chung der Stasi-Unterlagen den ehema-
ligen Machthabern ihr Herrschaftswis-
sen entrissen und damit zu ihrer Entmy-
thologisierung und Deligitimation beige-
tragen hat. Ausführlich widmen sich 

zwei Beiträge der frühen Behördenge-
schichte und erinnern an die Bürgerko-
mitees, die damals eine vor allem von 
westdeutscher Seite geforderte „diffe-
renzierte Vernichtungsregelung“ verhin-
dern konnten.  

Lutz Rathenow schildert, wie die Stasi 
ihn bis in das alltägliche Leben hinein 
überwachte und einen gegen ihn gerich-
teten Zersetzungsplan entwarf. Hiernach 
sollten die MfS-Mitarbeiter unter ande-
rem für eine fachliche Herabwürdigung 
seiner literarischen Arbeiten sorgen und 
die Möglichkeit prüfen, seine Ehe zu 
zerstören. Ein unbekannter Gutachter, 
wahrscheinlich ein Wissenschaftler, der 
dem MfS zugearbeitet hat, bescheinigte 
Rathenow, mit seinem literarischen 
Werk ein Konzept der „konterrevolutio-
nären Brutalisierung“ entwickeln zu 
wollen. Beim Lesen dieses Gutachtens 
erschrak Rathenow ob seiner vermeintli-
chen subversiven Gefährlichkeit, der er 
sich als Schriftsteller überhaupt nicht 
bewußt war. 

Ehrhart Neubert skizziert in einem ge-
lungenen Beitrag das Verhältnis von 
MfS und Opposition seit den siebziger 
Jahren. Angesichts der internationalen 
Anerkennung der DDR und der nun 
möglichen Beobachtung durch die west-
liche Presse setzten SED und MfS ge-
genüber Widerständigen auf eine mög-
lichst flächendeckende Überwachung 
und lautlose Bekämpfung. Für promi-
nente Oppositionelle entwickelte das 
MfS nun umfassende Zersetzungspläne. 
Die Repression hörte mit der Phase der 
deutsch-deutschen Entspannungspolitik 
nicht auf, wandelte sich nur von der of-
fenen in die lautlose Repression. Da die-
se Form der Unterdrückung seinerzeit 
nicht offenkundig war – und anschei-
nend auch heute noch nicht ist –, be-
haupten nicht wenige Zeitgeschichtler 
und Zeitzeugen, die späte DDR sei auf 
dem Weg zu einer „normalen“ Gesell-
schaft gewesen bzw. sei in eine Ni-
schengesellschaft übergegangen. Ein 
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Aufschrei der Empörung hat die Aufde-
ckung von Zersetzungsplänen in der ein-
schlägig interessierten westdeutschen 
Öffentlichkeit insoweit nicht hervorge-
rufen, wie auch Mißhandlungen und 
Folter in DDR-Gefängnissen immer 
noch weitgehend unbeleuchtet und einer 
größeren Öffentlichkeit unbekannt sind.  

Neubert erwähnt auch einen in vielen 
Arbeiten zur DDR-Opposition häufig 
tabuisierten Sachverhalt: die Anwerbung 
und Einschleusung von offiziellen Mit-
arbeitern in oppositionellen Gruppen. In 
der Initiative für Frieden und Menschen-
rechte waren zum Beispiel von den etwa 
dreißig Mitgliedern die Hälfte als IM 
verpflichtet. Unter ihnen befanden sich 
auch Prominente wie die späteren Vor-
sitzenden des Demokratischen Auf-
bruchs und der ostdeutschen Sozialde-
mokraten, Wolfgang Schnur und Manf-
red Böhme. 

Neben den instruktiven und flüssig ge-
schriebenen Beiträgen von Gauck, 
Birthler, Rathenow und Neubert fallen 
einige Aufsätze von Mitarbeitern der 
Forschungsabteilung der Behörde deut-
lich ab. Weder gelingt es Jens Gieseke 
in seinem Beitrag zum Zusammenhang 
von Zeitgeschichtsschreibung und Stasi-
Forschung, die gemeinsamen und tren-
nenden Dimensionen von Herrschafts- 
und Alltagsgeschichte in einer totalitä-
ren Diktatur zu verdeutlichen, noch 
kommt Helmut Müller-Enbergs bei sei-
ner Schilderung der Erforschung der 
MfS-Westarbeit über eine komprimierte 
Literaturschau hinaus. 

Harald Both informiert über rechtliche 
und sachliche Probleme bei der Über-
prüfung von Personen durch die Stasi-
Aktenbehörde und widerlegt den in der 
Öffentlichkeit von interessierter Seite 
oftmals zu hörenden Vorwurf, die Be-
hörde bewerte die gefundenen Materia-
lien in ihrem Sinne. Tatsächlich wird 
den Antragstellern nur Material über die 
zu überprüfende Person zur Verfügung 
gestellt. Welche Konsequenzen die je-

weilige Institution hieraus zieht, ist ihr 
selbst überlassen. Leider enthält dieser 
Beitrag keine detaillierten oder auch nur 
exemplarischen Zahlen, wie viele Mit-
arbeiter, bei denen eine IM-Tätigkeit 
festgestellt wurde, tatsächlich von ihrem 
Arbeitgeber entlassen wurden.  

Die Akten lieferten aber auch an ande-
ren Stellen wichtige Informationen. Die 
juristische Aufarbeitung der SED-
Herrschaft konnte, wie der bei der Ar-
beitsgruppe Regierungskriminalität als 
Abteilungsleiter beschäftigte Bernhard 
Jahntz berichtet, auf die Materialien des 
MfS zurückgreifen, so etwa bei den Plä-
nen zur Liquidierung ehemaliger in den 
Westen geflohener MfS-Mitarbeiter. 
Bisher haben die Recherchen in den Ar-
chivalien 58 Fälle dokumentiert, bei de-
nen der Verdacht besteht, daß Menschen 
durch das Einwirken des MfS ums Le-
ben kamen oder dies zumindest versucht 
wurde. Jahntz belegt, warum dieser As-
pekt der juristischen Aufarbeitung keine 
„Siegerjustiz“ war. Es gab nur sehr we-
nige Anklageerhebungen und Gerichts-
verfahren, und die Urteile fielen durch-
weg milde aus; nur 26 Personen wurden 
unter anderem wegen Gewalttaten an 
der Grenze oder Justizunrecht zu Frei-
heitsstrafen ohne Bewährung verurteilt. 

In weiteren Beiträgen wird der Rechts-
streit Helmut Kohls mit der Behörde 
thematisiert und die Haltung Marianne 
Birthlers dazu begründet. Für die Zeit-
geschichtsforschung sei der Zugang zu 
den Stasi-Unterlagen auch weiterhin 
notwendig. Ob die Behörde selber eine 
Forschungsabteilung unterhalten muß, 
bleibt jedoch nach der Lektüre der ver-
schiedenen Beiträge unklar. Sinnvoller 
wäre es, wie Johannes Beleites in sei-
nem Aufsatz fordert, die Bedingungen 
für auswärtige Wissenschaftler zu ver-
bessern, indem ihre Benachteiligung ge-
genüber Forschern innerhalb der Behör-
de aufgehoben wird. Dies würde nicht 
nur eine Überprüfung behördeninterner 
Forschungsarbeit ermöglichen, sondern 
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die Stasi-Unterlagen könnten auch stär-
ker in die Zeitgeschichtsforschung ein-
bezogen werden. Derzeit sind Wissen-
schaftler immer noch auf Recherchen 
von Behördenmitarbeitern angewiesen. 
Gänzlich unthematisiert bleibt in diesem 
Buch, ob der hohe Personalaufwand der 
Forschungsabteilung generell gerecht-
fertigt ist. Eine entsprechende Evaluati-
on, wie sie andernorts nach einigen Jah-
ren üblich ist, hat hier bisher nicht statt-
gefunden.  

Klaus Schroeder 
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Doernberg, Stefan: Fronteinsatz. Er-
innerungen eines Rotarmisten, Histo-
rikers und Botschafters. Berlin: Edi-
tion Ost 2004, 288 Seiten, 14,90 Euro. 

Das Foto auf dem Einband stimmt den 
schrägen Ton schon an: Ein Rotarmist 
teilt Suppe aus – offenbar an deutsche 
Zivilisten. Der Krieg ist aus, und die 
Sowjetarmee geht zum humanitären 
Einsatz über. Das ist das Bild, das dem 
Verlag und wohl auch dem Autor ge-
fällt, ein klassischer Topos im Stile der 
Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische-
Freundschaft: Wahrhafte Internationalis-
ten und Samariter, diese Sowjetsoldaten, 
und unter ihnen war Stefan Doernberg 
aus Berlin. Rot und fett läuft ein Balken 
über diese Idylle, über den Soldaten, 
über die Kelle, darauf der Buchtitel: 
„Fronteinsatz“. Lebenslang. Auf den 
288 darauffolgenden Seiten teilt Stefan 
Doernberg seine Lebenssuppe aus. 

Nichts gegen Erinnerungen alter Männer 
(der Verlag nennt das Werk in Über-
schätzung oder Unkenntnis auch „Auto-
biographie“), sie sind zwar häufig ein-
seitig, verklärend, selbstrechtfertigend, 
doch immerhin lassen sie den einen oder 
anderen Rückschluß zu und geben Aus-
kunft über die Gedankenwelt des Au-
tors. Wenn man ihm glauben will, nahm 
Doernberg, 1924 in ein kommunisti-
sches Elternhaus hineingeboren, bald am 
Klassenkampf teil. Der Knabe verteilte 
Flugblätter für die KPD, diskutierte 
1932 über den Verkehrsarbeiterstreik in 
Berlin, den – was bei ihm freilich nicht 
vorkommt – die KPD und die NSDAP 
gemeinsam gegen die sozialdemokrati-
sche Verwaltung unter Ernst Reuter an-
geheizt haben, und war schließlich als 
Achtjähriger von Hitlers Machtergrei-
fung überrascht: „Die Errichtung der fa-
schistischen Diktatur hatte ich nicht er-
wartet, in meinem kindlichen Glauben 
erwartete ich eine Revolution. Leider 
hatten auch viele Erwachsene, darunter 
Politiker, die Zeichen der Zeit nicht 
richtig gedeutet.“ Ansonsten lebte man 

bescheiden und klassenbewußt, der Va-
ter, Jude und Kommunist, war Funktio-
när im Erwerbslosenausschuß, bis die 
Familie in die Sowjetunion emigrierte. 
Die Projektion eines Achtzigjährigen auf 
den Achtjährigen, der er einmal war, ge-
ben schon auf den ersten Seiten die 
Marschrichtung an. 

Es wäre interessant gewesen zu erfah-
ren, wie ein Halbwüchsiger das Exil im 
Sowjetrußland der dreißiger Jahre erlebt 
hat, das ständige Umherziehen, ohne ei-
gene Unterkunft, angewiesen auf Freun-
de und die Rote Hilfe. Wenn man ihm 
glauben will, hat ihn das kaum ange-
fochten: Der Vater im Lager, Mutter und 
Sohn plötzlich ohne Aufenthaltserlaub-
nis, selbst die Audienz bei Michail Kali-
nin kann nichts richten, dann werden 
beide in eine „kleine Verbannung“ aus 
Moskau hinaus aufs Dorf geschickt – 
Doernberg trat dem Komsomol bei. Er 
schreibt vom Stalinschen Terror rückbli-
ckend als „schlimme Tragödie“ oder 
„schlimme Verbrechen“, auch mal von 
„schlimmer Deformation“ und vom 
„Schandfleck“. Die Ideen von Marx, 
Engels und Lenin seien falsch ausgelegt 
worden. „Tragische Ereignisse“ über-
ziehen den ansonsten wahren, schönen 
und guten Sozialismus wie Patina. Aber 
die edle Substanz wird dadurch nicht 
angegriffen. Zum Winterkrieg 1939/40 
gegen Finnland stellt der Autor schmal-
lippig fest: „Es war seitens der UdSSR 
ein ungerechter Angriffskrieg“ und 
wendet sich danach seiner Abiturprü-
fung zu. Zu dumm, daß man einen An-
griffskrieg noch nicht einmal als „tragi-
sches Ereignis“ verkaufen kann. Auch 
der Hitler-Stalin-Pakt wird knapp ver-
handelt: Er sei für den Kreml eine pure 
Notwendigkeit gewesen, um nicht gänz-
lich isoliert zu werden, außerdem hätte 
er der Sowjetunion eine Atempause ver-
schafft. Das geheime Zusatzprotokoll 
habe allerdings gegen geltendes Völker-
recht verstoßen. 
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Nach der Rede Molotows von 22. Juni 
1941 habe er sich sofort als Freiwilliger 
an die Front gemeldet. „Ich hielt es für 
selbstverständlich, das Land, welches 
mich aufgenommen hatte und darum 
von mir als Heimat begriffen wurde, ge-
gen seinen Feind zu verteidigen.“ Das 
mag natürlich so gewesen sein – aber für 
einen Staat, der ihn anderthalb Jahre zu-
vor um ein Haar zu den Nazis und damit 
ins KZ abgeschoben hätte, ein Staat, der 
für Monate den Vater verschwinden ließ 
– für so ein Gemeinwesen könnte man 
durchaus auch andere Gefühle gehegt 
haben. Und diese Liebe beruhte auch 
keineswegs auf Gegenseitigkeit: Schon 
im August 1941 war Doernbergs erster 
Fronteinsatz beendet, er arbeitete an-
fangs im Ural, doch dann wurde die Fa-
milie wieder in einem Dorf interniert. 
Wenig später fand sich Doernberg als 
Feind der Sowjetunion in der „Trudar-
mee“ wieder, jener Arbeitsarmee, in der 
die Rußlanddeutschen nach dem deut-
schen Überfall und dem Erlaß des 
Obersten Sowjets vom 28. August 1941 
als „Diversanten und Spione“ Zwangs-
arbeit leisten mußten. 1943 wurde er 
wieder richtiger Soldat. 

Im vorliegenden Buch strickt Doernberg 
weiter an der alten SED-Legende, Hitler 
sei ein bloßer Handlanger der Monopol-
kapitalisten gewesen, und schiebt ihn 
möglichst weit weg von dem anderen 
Führer, der im Kreml saß. Stalins Auto-
rität beruhte nicht auf Terror, meint Do-
ernberg, sondern auf seinen Leistungen 
als Staatsmann; die sozialistische Plan-
wirtschaft sowie das Wirken der Kom-
munistischen Partei seien Hauptgründe 
für den Kriegserfolg der Sowjets gewe-
sen. Danach habe die Möglichkeit einer 
offenen Entwicklung im besetzten 
Deutschland existiert, da es bis Sommer 
1948 keinerlei konzeptionelle Vorgaben 
aus Moskau für eine Besatzungspolitik 
gegeben habe. 

Doernberg tut so, als habe es in der SBZ 
einen demokratischen Wettbewerb zwi-

schen den neugegründeten Parteien ge-
geben. Die Gründung der SED sei ein 
mehr oder weniger freiwilliges Unter-
fangen gewesen – mit Unterstützung der 
Roten Armee. „Von sowjetischer Seite 
gab es Hilfestellung, Gegner der Einheit 
zu isolieren.“ Direkte Repressionen habe 
es erst nach der Vereinigung gegeben. 

Der Autor selbst erlebte diese Zeit erst 
als Dolmetscher, später als Journalist bei 
der Täglichen Rundschau, einer von der 
Sowjetarmee in Berlin herausgegebenen 
Zeitung. Als 1949 sein Chef, ein russi-
scher Offizier, verhaftet wird, über-
kommen den mittlerweile 25jährigen 
keine Zweifel. Vier Jahre später, der 17. 
Juni 1953? Tragik! Der Mauerbau? 
Friedenssicherung! Und als Kontrapunkt 
das Mantra, daß im Sozialismus nicht 
die Gesetze der Profitmacherei gelten. 
Lenin tritt in Doernbergs Erinnerungen 
als bedeutendster Denker und Revoluti-
onär des 20. Jahrhunderts auf, Walter 
Ulbricht als Theoretiker, der, als er von 
Honecker kaltgestellt wurde, „würde-
voll“ aus seinem Amt verabschiedet 
wurde. Erst im Hinblick auf den Prager 
Frühling ringt sich Doernberg zu einer 
tiefergehenden Kritik durch. Der Ein-
marsch der sowjetischen Truppen sei ei-
ne Invasion gewesen, „nichts anderes“. 
Dennoch habe die Außenpolitik der 
Sowjetunion auch damals „ihren fried-
liebenden Charakter“ behalten. 

Apropos Honecker. Der hatte kein Ver-
ständnis für theoretische Fragen, keine 
Ideen, kurzum – er war völlig ungebil-
det. Da waren sich Doernberg und sein 
Freund, der Edelkommunist Jürgen 
Kuczynski, schnell einig – beide gingen 
auf Distanz und lästerten von Stund an 
über den neuen ersten Mann im Staate. 
So will Doernberg ganz lautlos in der 
Opposition angekommen sein. Fortan 
kümmerte er sich um seine internationa-
le Friedensarbeit und folglich um das 
„Überleben der Zivilisation“. In den 
achtziger Jahren wird er als Botschafter 
nach Helsinki abgeschoben, wo nach 
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und nach hochrangige Delegationen aus 
Ost-Berlin zu Gast sind, mit denen er 
sich zu vertraulichen Gesprächen über 
die politische Lage in der DDR trifft. 
Honecker schaute auch mal vorbei und 
entpuppte sich prompt als tumber Elch-
jäger und Betonkopf. Doernberg konsta-
tierte bei allen Besuchern eine „gewisse 
Ferne“ zur Realität und resümiert er-
schüttert: „Das intellektuelle Niveau er-
schreckte mich.“ An diesem bedauerns-
werten Zustand der DDR-
Spitzenfunktionäre dürfte freilich der 
frühere Hochschullehrer Professor Do-
ernberg nicht unbeteiligt gewesen sein. 
Immerhin ist ein Teil der höheren SED-
Nomenklatur durch seine Schulung ge-
gangen. 

Am Ende seiner Erinnerungen – wir be-
finden uns etwa im Jahr 1987 – benutzt 
Doernberg doch tatsächlich die Abkür-
zung NGO („Non-Governmental Orga-
nisation“ – Nichtregierungsorganisation) 
für sein DDR-Friedens-Komitee – zu ei-
ner Zeit, als noch die hinterste Kinder-
krippe im Erzgebirge so etwas wie eine 
SED-Grundorganisation war. Spätestens 
hier wird klar, daß der Verlag ganz of-
fensichtlich Doernbergs Manuskript un-
gelesen an die Druckerei durchgereicht 
hat. Von einem Lektorat ist nicht der 
Hauch zu spüren, ein einfaches Recht-
schreibprogramm hätte Wunder bewirkt. 
Zu allem Überfluß hat der Autor seinen 
ohnehin weitschweifigen Erinnerungen 
kursiv gedruckte Abschnitte als „Analy-
se“ zur Seite gestellt. In denen läßt er 
dann ganz die Zügel fahren und schwa-
droniert über „die faschistische Dikta-
tur“, das „Großkapital“, über Völker-
recht, internationale Politik, über die 
Landwirtschaft und über die Zwangskol-
lektivierung als weise Entscheidung. 

Was den Herbst 1989 betrifft, hätte Do-
ernberg gern an einer Renaissance der 
„lebensnotwendigen antikapitalistischen 
Alternative“ mitgearbeitet. Allein, es 
gab keine „Zeitreserven“. Man fragt sich 
ernsthaft, in welcher Welt Stefan Do-

ernberg auf seinem immerwährenden 
Fronteinsatz bis 1989 gelebt hat? Do-
ernberg hält bis zum Ende an dem Glau-
ben fest, es gebe einen wahren, schönen 
und guten Sozialismus, einen Gral, den 
Marx, Engels und Lenin behütet und den 
Stalin, Gorbatschow und Honecker – je-
der auf seine Weise – besudelt haben 
und der noch in irgendeiner Ecke der 
Welt herumsteht und darauf wartet, ge-
funden zu werden. Wenn irgend etwas 
wirklich „tragisch“ ist in diesem Buch, 
dann ist es die Selbstdemontage eines 
alten Kämpfers. 

Einen Nutzen hat das Buch: Mit jeder 
Seite wuchs beim Rezensenten, der die 
Geschichte außerhalb der Nomenklatur 
miterlebt hat, die Freude, daß diese 
Deutsche Demokratische Republik ein 
für allemal beendet ist und nicht mehr 
bleibt als eine Fußnote in der deutschen 
Geschichte – und das nicht trotz, son-
dern wegen des unermüdlichen „Front-
einsatzes“ solcher Genossen wie Stefan 
Doernberg. Dafür könnte man ihm 
dankbar sein.  

Thomas Gerlach 

 

Jakowlew, Alexander: Die Abgründe 
meines Jahrhunderts. Eine Autobio-
graphie. Übersetzt aus dem Russi-
schen von Friedrich Hitzer. Leipzig: 
Faber & Faber 2003, 911 Seiten, 29,90 
Euro. 

Der 1923 geborene Alexander Jakow-
lew, unter dem KPdSU-Generalsekretär 
Gorbatschow als Politbüromitglied und 
Sekretär des ZK der geistige Vater von 
Perestroika und Glasnost, legt eine Au-
tobiographie vor, die eine schonungslose 
Abrechnung mit den Fehlentwicklungen 
in Rußland seit dem Scheitern der Re-
formen des Ministerpräsidenten Stolypin 
ist. fünfzehn Kapitel beinhalten Lebens-
erinnerungen, von Kindheit und Jugend 
in einem Dorf in der Nähe von Jaroslawl 
bis zu seinem Wirken in der Nach-
Gorbatschow-Ära als Direktor der Inter-
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nationalen Stiftung Demokratie in Mos-
kau. In fünf Kapiteln schöpft er Quellen 
aus, die er als Vorsitzender der Kom-
mission zur Rehabilitierung der Opfer 
der politischen Repressionen zu sehen 
bekam, Dokumente unsäglicher Verbre-
chen am russischen Volk, die vor allem 
mit den Namen Lenin und Stalin ver-
bunden sind. Er nennt Lenin, Stalin und 
Hitler die „Hauptverbrecher des Jahr-
hunderts“. Den Abschluß bilden sieb-
zehn Dokumente aus den Jahren 1989 
bis 2000. 

An der Wolchow-Front als Oberleutnant 
schwer verwundet, schied er als Invalide 
aus der Roten Armee aus. Er studierte 
Pädagogik, erhielt das Stalin-Stipendium 
und wurde nach einem einjährigen Stu-
dium an der Parteihochschule hauptamt-
licher Funktionär der KPdSU, zunächst 
auf Gebietsebene, ab 1953 im Apparat 
des ZK. Dort blieb er, zuletzt in der 
Funktion des stellvertretenden Leiters 
der Propaganda-Abteilung, bis 1973. 
Die folgenden elf Jahre als Botschafter 
in Kanada lehrten ihn, mit eigenen Au-
gen zu sehen, „wie effektiv der Wettbe-
werb und der freie Markt waren“, wenn 
er auch nicht als Demokrat nach Moskau 
zurückkam, weil ihn die grobe Propa-
ganda gegen die Sowjetunion störte und 
die Darstellung der negativen Seiten des 
sowjetischen Lebens kränkte. Er wurde 
zum Leiter des Instituts für Weltwirt-
schaft und Internationale Beziehungen 
bei der Akademie der Wissenschaften 
ernannt. Seine Auslandserfahrungen, zu 
denen das einjährige Studium an der Co-
lumbia Universität („auf der Linie des 
ZK der KPdSU“) in den Jahren 1958 
und 1959 gehörte, befähigten ihn, nach 
der Wahl Gorbatschows zum General-
sekretär der KPdSU (1985) zum Motor 
der Umgestaltung (Perestroika) und der 
Offenheit (Glasnost) zu werden, zu-
nächst als Leiter der ZK-Abteilung für 
Propaganda, ab 1987 als Politbüromit-
glied und ZK-Sekretär. 

Den ersten Jahren des zwanzigsten Jahr-
hunderts stellt Jakowlew ein gutes 
Zeugnis aus: So flimmerte „ein Schim-
mer der Hoffnung auf. Der Lärm von 
Maschinen hallte in Rußland wider, die 
Felder standen in praller Ernte, das Wort 
war frei.“ Die Grundausbildung an den 
zaristischen Realschulen und Gymnasien 
habe den höchsten Ansprüchen in der 
Welt entsprochen. Die besten Geschäfte 
Europas hätten sich damals nicht in Pa-
ris und London, sondern in Petersburg 
und Moskau befunden. Als orthodoxer 
Christ findet er lobende Worte für seine 
Kirche, sie „verrichtete Großes für die 
Gesellschaft, sie erbaute kostenlose Spi-
täler, Asyle für Obdachlose, Armenhäu-
ser, Altenheime, Schulen, Lehranstalten 
und vieles andere“. Die russische Tra-
gödie begann mit dem Scheitern der Ag-
rarreform des von ihm wohlwollend 
porträtierten Ministerpräsidenten Stoly-
pin, der das Land aus der Umklamme-
rung der Dorfgemeinde (Obschtschina) 
losreißen und die unter den Bauern vor-
herrschende Stimmung der Gleichma-
cherei überwinden wollte. Stolypin wur-
de 1911 ermordet. 

Lenins „Umsturz im Oktober 1917“ ist 
für Jakowlew“ die Konterrevolution 
[…], die einen terroristischen, faschisti-
schen Staat rußländischer Prägung her-
vorbrachte“. Sehr emotional fügt er hin-
zu: „Der Wahnsinnstanz all dieser Ver-
brechen setzte sofort nach dem Okto-
berumsturz ein. Nur ein blutrünstiges 
Ungeheuer konnte anordnen, Bauern 
aufzuhängen, unbotmäßige Bürger zu 
vergasen und mit einer rasenden Beses-
senheit über unser Vaterland herzufal-
len; nur ein von Wahnsinn Getriebener 
konnte unser Volk bis zum letzten Brot-
krumen ausrauben und rund dreizehn 
Millionen Menschen im Bürgerkrieg, 
den er zielstrebig organisierte, vernich-
ten.“ Der Stalinismus sei nichts prinzipi-
ell Neues gewesen. Die Nostalgiker des 
Marxismus-Leninismus müssen es gera-
dezu als Sakrileg empfinden, wenn 
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Jakowlew schreibt, die Bolschewiki hät-
ten bei der Ergreifung und dem Ausbau 
der Macht die Psychologie der Ochlo-
kratie, der Herrschaft durch den skla-
visch begeisterungsfähigen und erbar-
mungslosen Pöbel, vortrefflich genutzt. 
„Im Bürgerkrieg rissen Unmenschen wie 
Bestien die Haut von Gefangenen, er-
mordeten Väter, Brüder, Schwestern, 
setzten Giftgas gegen Aufständische ein, 
zerspalteten Schädel, ertränkten Priester 
in Eislöchern …“ Nach einem Rück-
blick auf die Schreckensherrschaft in der 
Französischen Revolution kommt er zu 
dem Ergebnis: „Die Wahrheit ist grau-
sam: Vom Bodensatz einer Gesellschaft, 
aus ihren stillen Wassern werden nie 
mehr Dreck und Abschaum hochgespült 
als durch Revolutionen, Bürgerkriege 
und nationale Konflikte.“ An mehreren 
Stellen werden grauenhafte Einzelheiten 
über die großen Säuberungen in den Jah-
ren 1936 bis 1938 geschildert, außerdem 
die Folterungen und Erschießungen in 
Stalins letzten Lebensjahren. Jakowlew 
nennt die Spitzenfunktionäre, die ihre 
Unterschrift unter die vielen Erschie-
ßungslisten setzten. Er schätzt die Zahl 
der aus politischen Gründen Ermorde-
ten, der in Gefängnissen und Lagern 
Umgekommenen auf etwa 20 bis 25 
Millionen Menschen, die Zahl der Ver-
hungerten im Bürgerkrieg auf 5,5 Milli-
onen, in den dreißiger Jahren auf 5 Mil-
lionen. Ihm fehlt das Verständnis dafür, 
daß es heute noch Menschen gibt, die 
die Porträts der „Mörder und Paranoiker 
Lenin und Stalin“ durch die Straßen tra-
gen. 

In die Darstellung der zwanzig Jahre, in 
denen Jakowlew im Apparat des ZK ar-
beitete, fällt die Charakterisierung der 
Parteiführer Chruschtschow und Bresch-
new. Er schildert Chruschtschow in sei-
nen Widersprüchen, rechnet ihm aber 
hoch an, daß er den Diktator entthronte, 
ganze Völker aus der Verbannung holte, 
die Bauern aus der Leibeigenschaft be-
freite (Ausstellung von Personalauswei-

sen) und auf der internationalen Bühne 
nach Wegen der Zusammenarbeit such-
te. Unter Breschnew wurde Jakowlew 
häufig als Redenschreiber eingesetzt. 
Der Parteichef sei in den ersten Jahren 
ziemlich aktiv gewesen, habe sich 
manchmal wegen einer Liederlichkeit 
oder Schlamperei geärgert. Seinen Wor-
ten folgten jedoch keine Taten. Er habe 
sogar auf Reformen zu sprechen kom-
men können, doch am Ende sei ihm alles 
lästig gewesen. „Das Land ließ sich da-
hintreiben. Vielen kam das gelegen.“ 
Den Apparat des ZK nennt Jakowlew 
ein erstaunlich buntes Mosaik an An-
sichten, aber er habe sein eigenes Leben 
geführt, getrennt von der praktischen 
Arbeit. In den einzelnen Abteilungen (in 
der Übersetzung ist mißverständlich von 
Referaten die Rede) habe es unter-
schiedliche Anschauungen gegeben, in 
der orthodox ausgerichteten Abteilung 
für Organisation und Parteiarbeit habe 
man ihn für einen „ideologischen 
Schlappi“ gehalten, in der Internationa-
len Abteilung für einen „samtigen Dog-
matiker“. Das Arbeitsklima zeichnete 
sich durch endlose Intrigen, Denunziati-
onen und Kabale aus. 

Seine ZK-Karriere war zu Ende, als er 
im Dezember 1972 in der Liternaturnaja 
Gaseta den Aufsatz „Gegen den Anti-
historismus“ veröffentlichte, in dem er 
sich gegen Großmachtchauvinismus, 
Antisemitismus und Nationalismus 
wandte. Er wurde von Parteiführern und 
Schriftstellern heftig kritisiert. Da er 
noch einige Förderer hatte, fiel er weich. 
Er durfte zwischen dem Posten des Di-
rektors am Moskauer Pädagogischen 
Institut und einem Botschafterposten 
wählen. Er ging nach Kanada, wo er gu-
te Beziehungen zum langjährigen Pre-
mierminister Trudeau herstellen konnte, 
was Außenminister Gromyko begeister-
te. Als er einen Besuch Gorbatschows, 
der damals ZK-Sekretär für Landwirt-
schaft war, protokollarisch hoch einstuf-
te, begründete er das in einem Gespräch 
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mit dem Premierminister mit den Wor-
ten: „Gorbatschow ist der künftige Füh-
rer des Landes.“ 

Bei der Darstellung der Perestroika wird 
leider nicht genug der zunehmende wis-
senschaftliche und technologische 
Rückstand der Sowjetunion thematisiert, 
der sich ebenso wie die überdimensio-
nierten Militärausgaben lähmend auf die 
Volkswirtschaft auswirkte. Nach Jahren 
der Stagnation unter den alten und kran-
ken Parteiführern Breschnew, 
Andropow und Tschernenko rief das 
Land geradezu nach einem Hoffnungs-
träger. Die Bereitschaft zu einer Verän-
derung war selbst in der Parteispitze 
vorhanden, wenn auch nur wenige so 
radikale Vorstellungen damit verbanden 
wie Gorbatschow und Jakowlew. In der 
entscheidenden Politbürositzung hat 
Gromyko als erster Gorbatschow zum 
neuen Generalsekretär vorgeschlagen, 
nachdem Jakowlew, der zu beiden ein 
gutes Verhältnis hatte, eine Begegnung 
zwischen ihnen vermittelt hatte. Man 
hätte gern etwas mehr über das Zustan-
dekommen von Personalentscheidungen 
erfahren. Wie Jakowlew zum Politbü-
romitglied und ZK-Sekretär gewählt 
wurde, bleibt unerwähnt. Über die übri-
gen Parteiführer, die in dieser Zeit eine 
herausragende Rolle spielten, schreibt er 
wenig. Am meisten noch über seinen 
konservativen Rivalen Ligatschow, der 
neben ihm im ZK-Sekretariat für die 
Ideologie zuständig war und Gor-
batschow häufig vertreten hat, was 
Jakowlew niemals durfte. 

Jakowlew stellt die faktische Spaltung 
der Partei und der aktiven Kräfte des öf-
fentlichen Lebens in einen reformeri-
schen (in der Übersetzung heißt es re-
formatorischen) und einen orthodoxen 
Flügel heraus. Deutlich sichtbar wurde 
das auf dem Oktober-Plenum 1987, auf 
dem Jelzin gestürzt wurde, weil er den 
„sogenannten Demokraten“ in Moskau 
kein Ende bereitet hatte. Der Meinungs-
streit zwischen publizistischen Anhä-

ngern und Gegnern von Glasnost, hinter 
dem auch Kreise des Apparats standen, 
wird an vielen Beispielen illustriert. Mit 
dem berüchtigten Artikel von Nina 
Andrejewa in der Sowjetskaja Rossija, 
der im Sekretariat von Ligatschow über-
arbeitet worden war, starteten die Re-
formgegner einen vielbeachteten Angriff 
auf die Perestroika. Jakowlew stellt der 
Außenpolitik Gorbatschows, auf dessen 
Auslandsreisen er ihn oft begleitete, 
ausnahmslos gute Noten aus. Er kriti-
siert aber die Weitschweifigkeit seiner 
Reden, seine Wertschätzung Lenins, 
seine mangelnde Durchset-
zungsfähigkeit bei der Verwirklichung 
kühner wirtschaftspolitischer Reformen 
(Wirtschaftsprogramm „500 Tage“ von 
Schatalin-Jawlinski-Petrakow), seine 
Scheu vor einer Erneuerung des Füh-
rungspersonals, zu der er nach dem 27. 
Parteitag (1986) Gelegenheit gehabt hät-
te. Als er ihm vorschlug, sich bei der 
Wahl zum Kongreß der Volksdeputier-
ten dem Votum der Wähler zu stellen, 
begründete Gorbatschow seine Weige-
rung damit, daß das die anderen Politbü-
romitglieder als Herausforderung be-
trachten würden. So kam es zur Wahl 
von 100 Delegierten nicht durch das 
Volk, sondern durch das ZK der 
KPdSU. Jakowlew beklagt sich an meh-
reren Stellen darüber, daß der General-
sekretär ihn niemals vor den Verleum-
dungen seiner Gegner in Schutz nahm. 
Gorbatschow lehnte es ab, mit Jakow-
lews Freunden von der „Interregionalen 
Gruppe“ (Sacharow, Jelzin, Sobtschak 
und andere) zusammenzuarbeiten. 
Schließlich trennte er sich Ende 1990, 
Anfang 1991 von seinen engsten Mit-
streitern Jakowlew und Schewardnadse 
und stützte sich auf Männer wie den 
KGB-Vorsitzenden Krjutschkow. Dieser 
hatte als die Nr. 2 des Geheimdienstes 
die Unterstützung der Perestroika ge-
heuchelt, wurde nach seiner Ernennung 
(1988) jedoch zu ihrem erbitterten Feind 
und die treibende Kraft des „Notstands-
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komitees“, das Gorbatschow am 19. Au-
gust 1991 stürzte. Jakowlew hatte vor 
einem solchen Putsch eindringlich ge-
warnt, jedoch kein Gehör gefunden. 
Jelzin ließ nach dem Verbot der KPdSU 
und dem Untergang der Sowjetunion die 
„alte Nomenklatura“, die die Perestroika 
sabotiert hatte, in die neuen Machtstruk-
turen einströmen, so daß eine Transfor-
mation zur, wie Jakowlew schreibt, „Bü-
rokratura“, der „Diktatur des Beamten-
tums“, stattfand. 

Trotz allem ist Jakowlew stolz auf das in 
der Perestroika Erreichte: „Die Freiheit 
des Wortes und des künstlerischen 
Schaffens, den Parlamentarismus und 
neue Parteien, die Beendigung des Kal-
ten Krieges, die Veränderung der Reli-
gionspolitik, die Einstellung politischer 
Verfolgungen und des staatlichen Anti-
semitismus, die erneuerte Rehabilitie-
rung der Repressionsopfer, die Strei-
chung des Artikels 6 [Führungsrolle der 
KPdSU; O.W.] aus der Verfassung“. 
Aber es schmerzt ihn, daß vieles nicht 
gelungen ist, vor allem die Auflösung 
der Kolchosen und die Einführung des 
Privateigentums an Grund und Boden, 
die Freiheit des Handels und eine soziale 
Marktwirtschaft, die Erhöhung des Le-
bensstandards und die Schaffung eines 
Rechtsstaates. Nicht durchsetzen konnte 
er sich bei Gorbatschow mit seinen Vor-
stellungen von der Schaffung eines 
Zweiparteiensystems durch eine Spal-
tung der KPdSU, die er schon Ende 
1985 in einem Gutachten für notwendig 
gehalten hatte. Er gibt zu, daß ihm wäh-
rend des 28. Parteitages (Juli 1990) der 
Mut gefehlt habe, die KPdSU zu verlas-
sen und eine sozialdemokratische Partei 
zu gründen. Dafür findet er keine Ent-
schuldigung. 

Die von Jakowlew geleitete Internatio-
nale Stiftung Demokratie hat seit 1997 
in russischer Sprache dreißig für die 
Forschung wichtige Bände mit Doku-
menten aus allen Regierungsperioden 
der bolschewistischen Herrschaft her-

ausgegeben, darunter Kronstadt 1921, 
Lubjanka: Tscheka – KGB, Katyn und 
Der Gulag. 27 weitere Bände sind ge-
plant. Als Mitglied der verfassungge-
benden Versammlung arbeitete er an 
dem Entwurf für eine neue Verfassung 
mit, deren Verabschiedung er für die 
Hauptleistung von Präsident Jelzin hält. 
Diesen bewundert er wegen seiner 
Kühnheit am 19. August 1991, kritisiert 
jedoch, daß er „mit viel Lärm“ Refor-
men angefangen, aber nicht vollendet 
habe. Er habe sich die demokratischen 
Kräfte erst geholt, sie dann aber abge-
schoben. In zahlreichen öffentlichen 
Stellungnahmen prangerte Jakowlew die 
Unfähigkeit des bolschewistischen Sys-
tems an, das Land, welches einst Getrei-
deexporteur Nummer eins war, zu er-
nähren, die gigantischen Umweltschä-
den, die jahrelange Unterdrückung von 
Genetik und Kybernetik, die Verfolgung 
fortschrittlicher Richtungen in Wirt-
schafts- und Sprachwissenschaften, lite-
rarischem und künstlerischem Schaffen. 
Merkwürdigerweise spielen die „Oligar-
chen“ bei Jakowlew keine besondere 
Rolle. Er nahm aber 1996 vehement ge-
gen einen Appell von dreizehn führen-
den Bankiers an die Machthaber und die 
Kommunisten Stellung, „mit vereinten 
Kräften einen politischen Kompromiß“ 
zu suchen. Bei allem Mißmut über die 
gegenwärtige Situation – die Armut 
großer Teile der Bevölkerung, die ob-
rigkeitshörigen Medien, die „Clownerie“ 
der Wahlen und die Korruption – lobt er, 
daß Rußland ein anderer Staat geworden 
ist und die Zahl der arbeitsamen, fleißi-
gen und erfolgreichen Menschen aller 
Schichten immer größer werde. 

Jakowlew schreibt: „Ich schäme mich 
vor der neuen Generation davor, daß wir 
vor Lenin und Stalin vor Angst versan-
ken, uns wechselseitig denunzierten, uns 
aber auch im Beifall für die Führer die 
Hände wundgeklatscht haben, mit ande-
ren Worten, uns menschenunwürdig auf-
führten. Wir haben uns vor denen tief zu 
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verneigen, die Lagern und Exekutionen 
ihre Verachtung zeigten, zum Protest ih-
re Stimme erhoben und unsere Seelen 
retteten.“ Jakowlew war niemals ein 
Dissident gewesen, sondern ein Träger 
der Macht auf der unteren, der mittleren 
und schließlich der oberen Ebene. Er 
glaubte bis in die Anfänge der Perestroi-
ka an die Möglichkeit der „Erneuerung 
des Sozialismus“. Aber Zweifel über-
kamen ihn schon während des Kriegs, 
und das gründliche Studium des Mar-
xismus-Leninismus hat ihn dessen Lee-
re, Inhaltslosigkeit, Widersprüchlichkeit 
und Demagogie begreifen lassen. 

Zu den Mängeln dieses Buches gehört, 
daß es nicht klar genug gegliedert ist. 
Die zeitliche Abfolge der Darstellung 
wird durch häufige Vorgriffe auf künfti-
ge und Rückgriffe auf vergangene Er-
eignisse unterbrochen, wodurch Hinter-
gründe, Ursachen und Wirkungen nicht 
klar genug herausgearbeitet werden. Für 
das Verständnis der Handlung wichtige 
Jahreszahlen fehlen (schon Jakowlews 
tabellarischer Lebenslauf würde gute 
Dienste leisten). Für den Leser wichtige 
Ereignisse und Einzelheiten fehlen oder 
werden nur am Rande erwähnt. Die 
siebzehn Kapitel sind für die 911 Seiten 
dieses Werkes zu lang und ihre Über-
schriften zu ausdrucksschwach, sie müß-
ten zumindest durch Zwischenüber-
schriften aufgelockert werden. Viel zu 
wenig Eintragungen enthält das Abkür-
zungsverzeichnis. Das 43 Seiten umfas-
sende Personenverzeichnis enthält in 
den meisten Fällen sehr ausführliche bi-
ographische Angaben, aber keine Sei-
tenzahlen, was die gründliche Lektüre 
erschwert. 

Jakowlews Abgründe meines Jahrhun-
derts ist kein Nachschlagewerk für den 
Leser, der sich über die Geschichte des 
Sowjetregimes informieren möchte. 
Aber es ist eine unerschöpfliche Fund-
grube für jeden, der die Lebensbeichte 
eines ehemaligen kommunistischen 
Spitzenfunktionärs lesen möchte, der 

sich unter Qualen mit dem tragischen 
Schicksal seines Landes auseinander-
setzt – und der für die Anhänger des al-
ten Regimes als der Hauptschuldige am 
Zerfall der Sowjetunion, der kommunis-
tischen Weltbewegung, des KGB und 
des sozialistischen Lagers gilt. 

Otto Wenzel 

 

 

Braun, Matthias: Die Literaturzeit-
schrift „Sinn und Form“. Ein unge-
liebtes Aushängeschild der SED-
Kulturpolitik. Bremen: Edition Tem-
men 2004, 229 Seiten, 11,90 Euro. 

Die literarische Zweimonatsschrift Sinn 
und Form galt mit ihren „Beiträgen zur 
Literatur“, so ihr Untertitel, als grenz-
überschreitendes Aushängeschild der 
DDR-Literaturgesellschaft. Die Zeit-
schrift fand in der DDR wie auch unter 
interessierten westlichen Intellektuellen 
Verbreitung und regte in Ost und West 
manche Debatte an. Sinn und Form 
wurde seit 1949 von Johannes R. Becher 
und Paul Wiegler, sei Mai 1950 zugleich 
von der Ost-Berliner Akademie der 
Künste herausgegeben. In ihren ersten 
Jahrgängen war sie vor allem das Werk 
ihres ersten Chefredakteurs Peter 
Huchel, dessen Sinn für Qualität sie ihre 
Reputation verdankte. Das anspruchs-
volle Programm, der Ruf ihrer Autoren 
und nicht zuletzt die von administrativer 
Seite festgelegte niedrige Auflage (2500 
bis 8000 Exemplare) sorgten zudem für 
einen elitären Anschein. In der Bundes-
republik wurde sie in den sechziger Jah-
ren von beeindruckten Feuilletonisten 
zur „stillen Enklave des Liberalismus“ 
(Marcel Reich-Ranicki) und zum „ge-
heimen Journal der Nation“ (Walter 
Jens) erhoben. Die positive Wahrneh-
mung der Zeitschrift, die unter ihrem 
neuen Chefredakteur Sebastian Klein-
schmidt seit der Vereinigung der Ost- 
und West-Akademien im Jahr 1993 als 
gesamtdeutsches Blatt ihren Platz zu be-
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haupten sucht, überdauerte auch das En-
de der DDR. Gustav Seibt kam 1999 in 
einer Würdigung, „Das Prinzip Abstand. 
Fünfzig Jahre ‚Sinn und Form’“, noch 
einmal auf die Deutung von Walter Jens 
zurück und sprach von einer gleichsam 
idealen, „geheimen DDR, die ‚Sinn und 
Form’ eben auch“ gewesen sei. 

Erste Überlegungen, eine Zeitschrift 
herauszugeben, die sich im engeren Sin-
ne mit Literatur und Philosophie, bil-
dender Kunst und Musik befassen und 
ihre Leser über ausgewählte neue Litera-
tur des In- und Auslands informieren 
sollte, hatte es bereits im Sommer 1945 
gegeben, und zwar im Umfeld des mit 
Unterstützung der SMAD im Juli ge-
gründeten „Kulturbundes zur demokrati-
schen Erneuerung Deutschlands“. Das 
erste Heft von Sinn und Form kam zu 
Beginn des Jahres 1949 heraus. Der 
Name orientierte sich deutlich an der be-
rühmten Exilzeitschrift von Thomas 
Mann, Maß und Wert – Johannes R. Be-
cher wollte diesen Titel ursprünglich so-
gar übernehmen, Thomas Mann stellte 
ihn jedoch nicht zur Verfügung. Als 
Herausgeber zeichneten Becher, Präsi-
dent des Kulturbundes, und der über 
siebzigjährige bürgerliche Schriftsteller 
und Literaturwissenschaftler Paul Wieg-
ler, dem die Rolle des bürgerlichen 
Aushängeschildes zukam. Wiegler zehr-
te bis zu seinem Tod im Jahr 1949 vom 
Nachruhm seiner in den zwanziger und 
dreißiger Jahren entstandenen histori-
schen Arbeiten, insbesondere einer 
zweibändigen deutschen Literaturge-
schichte. Wieglers Mitherausgeberschaft 
trug im Sinne der antifaschistisch-
demokratischen Bündnispolitik dazu bei, 
Sinn und Form ein Profil zu verleihen, 
das für bürgerliche Intellektuelle akzep-
tabel sein sollte. Außerdem konnte Be-
cher den Lyriker Peter Huchel als Chef-
redakteur gewinnen, einen Repräsentan-
ten der inneren Emigration, der ebenfalls 
kein SED-Mitglied war. Das geschah im 
Einverständnis mit den sowjetischen 

Kulturoffizieren, die nach Huchels eige-
ner Interpretation Wert auf einen partei-
losen Chefredakteur legten. 

Der Literatur- und Theaterwissenschaft-
ler Matthias Braun – 1977 bis 1992 Mit-
arbeiter im Bertolt-Brecht-Archiv der 
Akademie der Künste der DDR und seit 
1992 wissenschaftlicher Mitarbeiter in 
der Forschungsabteilung der BStU mit 
dem Forschungsschwerpunkt „Wir-
kungsweise des MfS im Kulturbereich“ 
– trat bereits 1999 mit einem Aufsatz 
über den Einfluß der Staatssicherheit auf 
die beiden DDR-Literaturzeitschriften 
Sinn und Form und Neue Deutsche Lite-

ratur hervor. Nun versucht Braun eine 
Übersicht über die gesamte DDR-
Periode von Sinn und Form zu geben. 
Der Autor stützt sich dabei auf Überlie-
ferungen des MfS, des Archivs der Aka-
demie der Künste und des zentralen Par-
teiarchivs der SED und beschreibt die 
Entwicklung der Zeitschrift im Kontext 
der wechselnden Phasen der SED-Kul-
turpolitik, einschließlich der Rolle der 
Staatssicherheit. Brauns Studie enthält 
im Anhang zehn Schlüsseldokumente, 
sieben aus dem Bestand des MfS und 
drei aus dem Archiv der Akademie der 
Künste. 

Bis 1990 stand die Zeitschrift unter der 
Ägide von fünf Chefredakteuren: Peter 
Huchel (1949–1962), Bodo Uhse 
(1963), Wilhelm Girnus (1964–1981), 
Paul Wiens (1982) und Max Walter 
Schulz (1983–1990). Uhse und Wiens 
verstarben bereits im Jahr der Übernah-
me der Redaktion. Sie alle waren bereit, 
für eine neue sozialistische Gesellschaft 
zu arbeiten, und befanden sich in kei-
nem grundsätzlichen Widerspruch zum 
kulturpolitischen Programm und dem 
Herrschaftsanspruch der SED. Der Au-
tor läßt in seinem Fazit auch keinen 
Zweifel daran, daß die Zeitschrift von 
Anfang an einen „kalkulierten Bestand-
teil“ des kulturpolitischen Konzepts der 
SED darstellte, in dem die Parteiführung 
die ideologischen Prämissen bestimmte 
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und den gesamten Kulturbetrieb zentral 
steuerte. 

In seiner Arbeit geht Braun von drei 
Hauptakteuren aus, den Chefredakteuren 
Peter Huchel, Wilhelm Girnus und Max 
Walter Schulz. Er interpretiert sie als ty-
pische Vertreter der unterschiedlichen 
Phasen der SED-Kulturpolitik und ver-
sucht über ihre Persönlichkeitsprofile 
die Geschichte der Zeitschrift zu er-
schließen. Huchel sei es – im Einklang 
mit der DDR-Kulturpolitik der fünfziger 
Jahre – um eine gesamtdeutsche Litera-
turzeitschrift „ostdeutscher Prägung“ 
gegangen, während Girnus – analog zur 
Abgrenzungspolitik der SED und dem 
Ziel, die eigene Republik zu festigen – 
eine „DDR-Literaturzeitschrift“ heraus-
geben und vor allem junge Autoren vor-
stellen wollte, die in ihren Werken dem 
„sozialistischen Realismus“, jedoch 
auch zunehmend einem „offenen Rea-
lismus“ verpflichtet waren. Von Max 
Walter Schulz, einem Schriftsteller, der 
weniger durch eigene Werke, sondern 
eher als „linientreuer Kulturfunktionär“ 
auffiel, seien dagegen kaum Impulse 
ausgegangen. 

Brauns Darstellung gliedert sich folge-
richtig in drei große Kapitel, „Ein Dich-
ter als Chefredakteur“ (Huchel), „Tradi-
tion und Aufbruch zu neuen Ufern“ 
(Girnus) und „Der lange Weg zur Öff-
nung“ (Schulz), unterbrochen von zwei 
kurzen „Zwischenspielen I und II“, die 
sich dem „Chefredakteur ohne Legitima-
tion“ (Uhse) und der Gastrolle des IM 
„Dichter“ (Wiens) widmen. Die Darstel-
lung bewegt sich im Kontext bekannter 
kulturpolitischer Ereignisse der Jahre 
1952 bis 1988, die sich in Sinn und 

Form niederschlugen, wie zum Beispiel 
der Debatte um Hanns Eislers Opernlib-
retto „Johann Faustus“ 1952/53, die Kri-
senjahre 1953 und 1957, das 11. ZK-
Plenum 1965, die Diskussionen über die 
Texte von Heiner Müller, Ulrich Plenz-
dorf und Volker Braun, die Biermann-
Affäre 1976 etc. Die drei Kapitel enthal-

ten jeweils zahlreiche Abschnitte und 
präsentieren dabei eine Fülle von aus-
führlichen Zitaten aus den hinzugezoge-
nen Quellen, die platzgreifend dazu bei-
tragen, daß die Studie mitsamt dem Do-
kumentenanhang gerade noch Buchfor-
mat erreicht.  

Das Kapitel über den vielseitigen und 
als Dogmatiker gefürchteten Wilhelm 
Girnus nimmt darin den breitesten Raum 
ein. Offensichtlich ist der Autor von 
Girnus derart fasziniert, daß er dessen 
Persönlichkeit in immer neuen Wendun-
gen huldigt („weltläufiger Altkommu-
nist“, „altgedienter Parteisoldat“, „erfah-
rener Blattmacher“, „kampferprobter, 
gewiefter Kulturpolitiker“, „Genosse 
Chefredakteur“, „der Stratege“, „der 
Goethespezialist“ etc.). Braun hebt her-
vor, Girnus habe „frischen Wind“ in die 
Redaktion gebracht, und rühmt die von 
ihm eingeführten Literaturdebatten. Sie 
hätten zu einer „differenzierten literari-
schen und auch kulturpolitischen Mei-
nungsbildung“ innerhalb der DDR bei-
getragen. Vor seiner Tätigkeit als Chef-
redakteur hatte sich Girnus bereits in 
hochrangigen Positionen bewährt. Es sei 
angemerkt, daß Braun für seine Darstel-
lung von Wilhelm Girnus nahezu wört-
lich, jedoch ohne entsprechende Quel-
lenhinweise, Formulierungen des engli-
schen Germanisten Stephen Parker ver-
wendet, die dieser in einem Aufsatz von 
1999 über Girnus gebraucht hatte. Par-
kers Text ist nachzulesen in: Barck, Si-
mone/Langermann, Martina/Lokatis, 
Siegfried (Hrsg.): Zwischen „Mosaik“ 
und „Einheit“. Zeitschriften in der DDR. 
Berlin 1999, S. 346–359.  

Matthias Braun unterfüttert seine Studie 
mit zahlreichen Informationen über den 
Einfluß des MfS und seiner für den Kul-
turbereich zuständigen Hauptabteilung 
XX/7 auf die Akademie und ihre Zeit-
schrift und nennt dabei für jede Periode 
entsprechende Namen. In der Periode 
Peter Huchels waren das zum Beispiel 
„GI [Geheimer Informator] Ernst“ alias 
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Alexander Abusch oder „GI Hill“ alias 
Gert Hillesheim (Mitarbeiter der Sektion 
Literatur in der Akademie). Auch unter 
Wilhelm Girnus, der (so Braun) nach-
weisbar bis in die siebziger Jahre selbst 
„freimütig“ mit der Staatssicherheit zu-
sammenarbeitete, hielten zahlreiche in-
offizielle MfS-Mitarbeiter Kontakt mit 
der Geheimpolizei, unter anderem Gir-
nus’ langjähriger Stellvertreter Armin 
Zeissler (als „IM Zeising“, förmlich an-
geworben 1984). In den Fall „Dr. Hans 
Joachim Bunge“ – erster Leiter des 
Brecht-Archivs, ab 1965 Redakteur der 
Sonderhefte von Sinn und Form, nach 
dem 11. ZK-Plenum Anfang Januar 
1966 wegen seiner Kontakte zu Bier-
mann, Heiner Müller und Havemann 
fristlos entlassen – waren als MfS-
Zuträger Girnus, Zeissler und Hilles-
heim verwickelt. Braun widmet Bunge 
einen längeren Abschnitt und schildert 
ihn als Opfer der Staatssicherheit. Akri-
bisch werden die gegen Bunge eingelei-
teten schikanösen Maßnahmen des MfS 
aufgelistet. Unerwähnt bleibt freilich, 
daß Bunge schließlich klein beigab, sich 
von Havemann und Biermann distan-
zierte und selbst zwischen 1971 und 
1979 inoffiziell als IM „Hans“ für das 
MfS gearbeitet hat. Dies dürfte Braun 
als Mitarbeiter der Birthler-Behörde und 
angesichts seiner ihm dort möglichen 
umfangreichen und privilegierten Re-
cherchen eigentlich kaum verborgen ge-
blieben sein. Warum er diesen Umstand 
verschweigt und Bunge für die siebziger 
Jahre eine tatsächlich nicht vorhandene 
Leidensgeschichte andichtet, ist nicht 
nachvollziehbar. 

Mit der Berufung von Paul Wiens zum 
Chefredakteur gelang es dem MfS 1981, 
seine „operative Basis“ in der Akademie 
und der Zeitschrift entscheidend zu ver-
bessern. Besondere Unterstützung erfuhr 
Wiens alias IM „Dichter“ dabei von 
„IBM Günther“ alias Günther Rücker, 
dem Sekretär der Sektion Literatur der 
Akademie. Infolge seines frühen Tods 

im April 1982 kam Wiens nicht mehr 
dazu, im Sinne des MfS Einfluß auf das 
Profil von Sinn und Form zu nehmen – 
entsprechende Instruktionen hatte er laut 
Braun allerdings bereits erhalten. Insge-
samt gesehen, so das Fazit Brauns, 
konnte das MfS jedoch nur sehr be-
grenzt Einfluß auf die Autoren bzw. die 
Redaktion von Sinn und Form nehmen. 
Bis weit in die fünfziger Jahre hinein 
hielt der Staatssicherheitsdienst die Zeit-
schrift „Sinn und Form“ wie den gesam-
ten Literaturbereich ohnehin für einen 
kulturpolitischen „Nebenschauplatz“ – 
ganz einem Ausspruch Erich Mielkes 
gemäß: „Wer liest das schon?“ Erst in 
den siebziger und achtziger Jahren wid-
mete sich die Geheimpolizei den 
Schriftstellern intensiver und nahm eine 
ganze Reihe von prominenten Autoren, 
denen oppositionelle Absichten unter-
stellt wurden, unter ihre „operative Kon-
trolle“. Gegen Ende hin rückten dann 
die tatsächlichen Oppositions- und Bür-
gerrechtsgruppen für den Staatssicher-
heitsdienst in den Vordergrund. Es wäre 
durchaus interessant, Näheres über die 
Rezeptionsgeschichte von Sinn und 
Form in diesen Kreisen zu erfahren. 

Dagmar Buchbinder 

 

 

Pamperrien, Sabine: Versuch am un-
tauglichen Objekt. Der Schriftsteller-
verband der DDR im Dienst der sozia-
listischen Ideologie. Frankfurt: Verlag 
Peter Lang 2004, 232 Seiten, 42,50 
Euro. 

Die Geschichte des Schriftstellerver-
bands der DDR ist noch nicht geschrie-
ben; sein letzter Kongreß 1990 lehnte 
die Einsetzung einer Geschichtskommis-
sion ab, und Historiker, Soziologen und 
Literaturwissenschaftler haben bisher 
nur Teiluntersuchungen – zu Personen, 
Kongressen, kulturpolitischen Eingriffen 
– dazu vorgelegt. Am weitesten ist Cars-
ten Gansel mit zwei Untersuchungen zur 
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Verbandsgeschichte bis 1961 und zu den 
umstrittenen Kontakten mit dem Schrift-
stellerverband der Bundesrepublik (VS) 
bei dessen Saarbrücker Kongreß 1984 
vorgestoßen. 1996 hatte – parallel zur 
Studie des Forschungsverbunds SED-
Staat über Bildende Kunst und Partei-
herrschaft in der DDR (Eingegrenzt – 
ausgegrenzt“, Akademie Verlag 2000) – 
eine Projektgruppe an der Technischen 
Universität Berlin eine Studie über Lite-
ratur und Parteiherrschaft angekündigt, 
die dem Schriftstellerverband der DDR 
gelten sollte. Wie Sabine Pamperrien in 
ihrer – einer von zwei erschienenen – 
Teilstudie Versuch am untauglichen Ob-
jekt mitteilt, ging aber „die eigentlich 
beabsichtigte historische Aufarbeitung 
von Geschichte, Struktur und Arbeits-
weise des Schriftstellerverbands der 
DDR anhand einer umfassenden Analy-
se der zugänglichen Quellen unter. Tat-
sächlich fand im kleinen Rahmen eine 
Neuauflage des berühmten Literatur-
streits statt und führte wie dieser zur 
Bildung unversöhnlicher Fronten, wo 
Annäherung zu wünschen gewesen wä-
re.“ Sie selbst begnügt sich nunmehr mit 
einer knappen Ortsbestimmung des Ver-
bands und einem Abriß seiner Personal-
politik, Agitation und Westarbeit in den 
– so wörtlich – „goldenen sechziger Jah-
ren“ und der folgenden Kontakte zwi-
schen den beiden deutschen Schriftstel-
lerverbänden in der Amtszeit Hermann 
Kants. Dabei betont sie – wie die ge-
nannte Studie des Forschungsverbunds 
zur Bildenden Kunst – den Doppelcha-
rakter des Verbands als „Bestandteil des 
Propaganda-Apparates der SED, zu-
gleich aber auch Berufsverband“. Die 
abgedruckten Dokumente – immerhin 
ein Drittel des Bandes – und der eigene 
Abriß der Verbandsgeschichte nach 
1961 mit ausgewählten Themenkomple-
xen und Ereignissen rufen erwartungs-
gemäß „das jeweilige Zeitkolorit im Ge-
dächtnis und spiegeln an mehreren Bei-
spielen des Umgangs mit westdeutscher 

Literatur und deren Akteure gesamtdeut-
sche Aspekte“. Diesem selbst gesetzten, 
nach dem Scheitern des Gesamtprojekts 
bescheidenen Anspruch kommt die Ar-
beit nach, ohne dem Forschungsstand 
faktisch und analytisch wesentlich Neu-
es hinzuzufügen. Die nach wie vor strit-
tige Einwirkung des DDR-Verbands auf 
die Vorstandswahl des VS in Saarbrü-
cken vermag auch sie nicht aufzuklären, 
denn alle vorliegenden Dokumente be-
legen zwar das durch die DKP ange-
bahnte Zusammenspiel der Verbände 
und ihrer Vorsitzenden Kant und En-
gelmann für eine europäische Friedens-
initiative, lassen aber weder eine Anlei-
tung durch den DDR-Verband noch eine 
Absprache über den Saarbrücker Kon-
greß erkennen. Wenn – wie es die Aus-
sagen von Beteiligten nahelegen – diese 
Absprache nicht zwischen den Verbän-
den, sondern mit den Delegierten der 
DKP und deren Bündnispartnern erfolgt 
ist, wird man sie auch nur in deren – bis 
heute unzugänglichen – Akten finden. 
Insofern sind Zweifel an Pamperriens 
These erlaubt, dem Schriftstellerverband 
der DDR sei „immer noch nicht klar“ 
gewesen, „daß im VS kein demokrati-
scher Zentralismus herrschte“. Umge-
kehrt wird ein Schuh daraus: Gerade 
wenn die DDR dies erkannt hatte, war es 
sinnvoll, den VS nicht durch Vorstands-
absprachen, sondern durch Absprachen 
mit den Delegierten zu beeinflussen; 
dort konnten Autoren der DKP und ihre 
Bündnispartner in VS und IG Druck und 
Papier eine knappe Mehrheit von einer 
Stimme mobilisieren. Daß dies Hermann 
Kant und seinem Verband gelegen kam, 
geben selbst die vorliegenden Akten her: 
Danach hat Kant seinen westdeutschen 
Kollegen Engelmann vor der beabsich-
tigten Wahl von Ingeborg Drewitz als 
dessen Nachfolgerin gewarnt. In Saar-
brücken unterlag sie einer Mehrheit von 
just einer Stimme. Ergiebiger ist die 
kleine Studie für das Innenleben des 
DDR-Verbandes, wenn sie Rivalitäten 
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um die Verbandsführung belegt – etwa 
zwischen Hermann Kant und Erwin 
Strittmatter, der eine frühe Wahl Kants 
in ein Verbandsamt „durch Manipulati-
onen verhindert“ habe, oder zwischen 
Kant und seinem Sekretär Henniger, der 
Mühe gehabt habe, „den ungeliebten 
Präsidenten in Schach zu halten“. Die 
Staatssicherheit sah sogar „ein ernsthaf-
tes Problem in der politischen Füh-
rungstätigkeit des Schriftstellerverban-
des“, weil „der erste Sekretär des SV, 
Genosse Gerhard Henniger, einen gro-
ßen Teil seiner Kraft und Energie auf-
bringen muß, um den Präsidenten Kant 
auf die dringendsten Erfordernisse des 
ideologischen Kampfes einzustellen.“ 
Muß deshalb – wie Sabine Pamperrien 
meint – schon zugunsten Kants „über-
legt werden, ob nicht auch Arbeitsver-
weigerung und Amtsmüdigkeit Beispiele 
zivilen Ungehorsams sein können“? Es 
wäre, um ihren eigenen Titel zu zitieren, 
ein Versuch am untauglichen Objekt.  

Hannes Schwenger 

 

 

Lokatis, Siegfried: Der rote Faden. 
Kommunistische Parteigeschichte und 
Zensur unter Walter Ulbricht. Köln: 
Böhlau Verlag 2003, 392 Seiten, 39,90 
Euro. 

Es hat bis 1991 gedauert, bis die Beiträ-
ge zur Geschichte der Arbeiterbewegung 
– einst Hausorgan des Instituts für Mar-
xismus-Leninismus (IML) beim ZK der 
SED – Briefe Clara Zetkins veröffent-
lichten, in denen sie Ernst Reuter als den 
einzig situationsbewußten Politiker in 
einem „zusammenhanglosen, wirren 
Haufen von Leuten“ bezeichnete. Frei-
lich nicht als Regierenden Bürgermeister 
von West-Berlin, sondern als General-
sekretär der KPD 1921. Der wirre Hau-
fen war das ZK der Partei. Reuters Ge-
genspieler in diesem Gremium, Wilhelm 
Pieck, fand Zetkin damals „so fanatisch 
eingestellt, daß er als Generalsekretär 

unmöglich ist, wenn wir nicht zugleich 
der KPD den Totenschein schreiben 
wollen.“ Dem Parteivorsitzenden Ernst 
Thälmann bescheinigte sie 1927 gar 
Größenwahn. 

„Solche Stellen“, befindet Siegfried Lo-
katis, „waren durch keinen Kommentar 
zu beheben“, und das hieß bis zum Ende 
der SED: nur durch Zensur. Wie sie 
ausgeübt wurde, beschreibt Lokatis in 
seiner Abrechnung mit der Geschichts-
schreibung der SED und des IML Der 
rote Faden. Nichts anderes ist damit 
gemeint als die „nationale Grundkon-
zeption“, die Walter Ulbrichts achtbän-
dige Geschichte der deutschen Arbeiter-
bewegung durchzieht und gewisserma-
ßen den Ariadnefaden vom Kurzen 
Lehrgang bis zum ebenso kurzgefaßten, 
letzten Abriß der Parteigeschichte 
(1978) darstellt, der die „NaGruKo“ 
durch die Lehre von der eigenständigen 
sozialistischen Nation der DDR ersetzte. 
„Dieser rote Faden in das Labyrinth 
kommunistischer Parteigeschichts-
schreibung“, resümiert Lokatis die eige-
ne Studie, „bietet dem Leser jedoch vor 
allem eine konkrete Geheimgeschichte 
der realsozialistischen SED-Ideologie 
unter Ulbricht.“ 

Es ist zugleich eine Geheimgeschichte 
der Zensur, auch darin ist Lokatis zuzu-
stimmen: „Marxistisch-leninistische 
Dogmen lassen sich schwerlich abstrakt 
in ihrer theoretischen Genese und zeitli-
chen Anfolge nachzeichnen, ohne den 
für sie konstitutiven Primat der Zensur-
herrschaft zu berücksichtigen“. Die war 
nicht Walter Ulbrichts, sondern schon 
seines Lehrmeisters Stalin Erfindung, 
dessen Kurzer Lehrgang der Geschichte 
der KPdSU die Tradition jener „Leittex-
te“ begründete, deren sich auch die SED 
zur ideologischen Ausrichtung ihrer 
Diktatur bediente; sie „funktionierte auf 
mannigfache Weise durch Steuerung 
über Texte. Ob es sich um planwirt-
schaftliche Formularvordrucke oder um 
einen Roman Erwin Strittmatters han-
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delte, um den fingierten Leserbrief eines 
Arbeiters oder um die Grundlagenwerke 
der ‚Klassiker’, um ein ZK-Rund-
schreiben an die Grundorganisationen 
oder um ein Gedicht Günter Kunerts: In 
‚Gesellschaften sowjetischen Typs’ 
wuchs dem geschriebenen Wort uner-
hörte Bedeutung zu.“ 

So auch und vor allem der Parteige-
schichte und ihrer Selbstdarstellung 
durch das „Geschichtswerk“, mit dem 
Walter Ulbricht das offizielle Ge-
schichtsbild der DDR so nachhaltig 
prägte, daß ihr selbst die Umdeutung der 
„NaGruKo“ zur Doktrin der „Sozialisti-
schen Nation“ unter Erich Honecker 
nichts anhaben konnte: „Nachhaltig 
prägte sie“, so Lokatis, „das Geschichts-
bild der DDR, dessen einheitsstiftendes 
Prinzip sie bis 1989 insgeheim blieb, so-
lange das Dogma der ‚Kontinuitätsthese’ 
die im Auf und Ab des Waltens der his-
torischen Gesetzmäßigkeiten unwandel-
bare Weisheit des Zentralkomitees ver-
kündete.“ 

Dem tat keinen Abbruch, daß Kenner 
der Parteigeschichte wie Hermann We-
ber im Westen bereits bei Erscheinen 
des Grundrisses zur Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung 1964 in 
Kommentar und Dokumentation nach-
wiesen, was Lokatis heute aus den Ak-
ten des IML, der ZK-Abteilungen für 
Wissenschaft, Propaganda und Agitation 
und den Nachlässen führender SED-
Politiker (last not least Walter Ulbricht) 
als Methode rekonstruiert – mit Webers 
Worten: „Ulbricht fälscht Geschichte.“ 
Die Beispiele sind zu zahlreich, um hier 
referiert zu werden, und ohne Neuig-
keitswert. Intern klagte selbst der 1962 
berufene IML-Direktor Roland Bauer 
über Verdrehungen und Unterdrückung 
von Dokumenten, deren Originale nicht 
einmal allen Mitarbeitern zugänglich 
waren. Bei dieser Gelegenheit wurde 
gleich die ganze Abteilung Geschichte 
des IML ausgewechselt, der Ulbricht 

vorwarf, sie habe „wie Handwerksbur-
schen“ gearbeitet. 

Daß Webers Kritik Ulbricht nicht kalt 
gelassen hat, zeigt – ein einmaliger Vor-
gang! – ein Verriß seines Buches ohne 
Nennung des Titels in den Beiträgen zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung. 
Trotzdem – oder vielleicht deswegen – 
revidierte Ulbricht höchstpersönlich die 
„naive Fälschungspraxis der frühen 
fünfziger Jahre“ (Lokatis), wenn er in 
den sechziger Jahren im Autorenkollek-
tiv des Geschichtswerks „je nach Laune 
den wahrheitsliebenden Historiker, den 
vorsichtigen Zensor, den Leser mit ge-
sundem Menschenverstand, den taktie-
renden Staatschef oder den offenherzi-
gen Zeitzeugen“ gab. Jetzt wollte er so-
gar den Personenkult Stalins nicht län-
ger beschönigen und fuhr der Rektorin 
der Parteihochschule, Hanna Wolf, über 
den Mund: „So einfach kommen wir 
nicht weg […] Es bleibt uns nichts ande-
res übrig, als wissenschaftlich zu analy-
sieren.“ Wie er sich das vorstellte, hat er 
bei anderer Gelegenheit offenbart, als er 
einen Satz über Differenzen bei der 
Vereinigung von SPD und KPD mit den 
Worten streichen ließ: „Der nächste Satz 
ist historisch wahr, aber ich würde es 
nicht so schreiben.“ 

Den Abschnitt über den Bau der Berli-
ner Mauer hat er denn auch selbst kon-
zipiert und Abschnitt für Abschnitt 
„exakt formuliert“, ohne seine histori-
sche Lüge („Niemand hat die Absicht 
eine Mauer zu errichten“) zu wiederho-
len. Er habe vielmehr auf einer Ver-
sammlung in Buna „in aller Öffentlich-
keit gewarnt. Nur der Gegner hat diese 
Warnung nicht verstanden.“ Die anwe-
senden Historiker forderte er auf, „ihr 
müßt euch diese Stelle heraussuchen.“ 
Diesmal war er zufrieden mit Hanna 
Wolf, die ihm bestätigte, daß „die meis-
ten Menschen im August 1961 sehr zu-
frieden damit waren, daß die Grenze ge-
schlossen wurde.“ Ulbricht setzte hinzu: 
„Ich bin dafür, daß man das sagt, weil 
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uns die Westberliner ausgeplündert ha-
ben. Die Bürger der DDR konnten ja in 
Berlin nicht einmal mehr baden, sie hat-
ten gar keinen Platz mehr, weil so viele 
Westberliner kamen.“ 

Hannes Schwenger 

 

 

Galle, Petra: RIAS Berlin und Berli-
ner Rundfunk 1945–1949. Die Ent-
wicklung ihrer Profile in Programm, 
Personal und Organisation vor dem 
Hintergrund des beginnenden Kalten 
Krieges. Münster/Hamburg/London: 
LIT Verlag 2003 (Medien und Kultur; 
Bd. 1), 447 Seiten, 24,90 Euro. 

Am 13. Mai 1945 um 20 Uhr meldete 
sich aus der Trümmerwüste von Berlin 
der erste deutsche Rundfunksender der 
Nachkriegszeit. Am Tage zuvor hatte 
der sowjetische Stadtkommandant Gene-
ral Nikolai Bersarin den KPD-Funktio-
när Hans Mahle zu sich befohlen und 
ihn in Anwesenheit von Walter Ulbricht 
beauftragt, die Wiederaufnahme des 
Rundfunkbetriebes zu organisieren. Die 
sowjetische Seite hatte sich mit dieser 
Maßnahme über die Nachkriegsplanun-
gen bezüglich eines gemeinsamen Sen-
ders der Siegermächte hinweggesetzt 
und in Berlin vollendete Tatsachen ge-
schaffen. Als im Juli 1945 die westli-
chen Alliierten in Berlin einrückten, war 
der Rundfunk bereits in der Hand der 
sowjetischen Besatzungsmacht. Unter 
ihrer Leitung hatte ein Stamm von KPD-
Kadern die Gestaltung der deutschspra-
chigen Sendungen übernommen. Das 
„Haus der Rundfunks“ und die Sende-
masten von Tegel bildeten fortan sowje-
tische Exklaven im britischen bzw. fran-
zösischen Sektor. Dies führte zu einer 
lang andauernden Posse, die erst 1956 
mit dem Abzug der Ost-Redaktionen 
seinen Abschluß fand. Bereits im Mai 
1946 ordnete die SMAD den Bau einer 
neuen Sendezentrale in Berlin-Grünau 
an, und es begann – zunächst noch ge-

heim – der Aufbau des Hauses in der 
Nalepastraße. 

Die Amerikaner übernahmen im August 
1945 im Gegenzug das vom Fernmelde-
amt Schöneberg aus betriebene Berliner 
Drahtfunknetz und gingen am 7. Februar 
1946 mit dem DIAS (Drahtfunk im 
Amerikanischen Sektor) auf Sendung. 
Damit schlug die Geburtsstunde des 
RIAS (Rundfunk im Amerikanischen 
Sektor), wie der Sender seit der Auf-
nahme des terrestrischen Sendebetriebes 
am 5. September 1946 hieß. 

Berlin war zu diesem Zeitpunkt bereits 
zum Experimentierfeld des Kalten Krie-
ges geworden. Damals und später gab es 
andere neuralgische Punkte des globalen 
Konfliktes, doch nirgendwo waren sich 
die Hauptkontrahenten räumlich so na-
he. Die Sektorengrenze war zur Frontli-
nie des ideologischen Weltkonfliktes 
geworden. In der Vier-Sektoren-Stadt 
Berlin begann im Sommer 1945 ein Ka-
pitel der deutschen Rundfunkgeschichte, 
das über die diversen Wandlungen hin-
weg bis ins Jahr 1989 dauern und 
schließlich mit der Abwicklung und Fu-
sion der Institutionen enden sollte. Petra 
Galle widmet sich in ihrer detailreichen 
und sorgfältigen Studie den Anfangsjah-
ren des Konfliktes. Der rote Faden der 
Darstellung bleibt durchgehend der Ver-
gleich zwischen den beiden antagonisti-
schen Sendeanstalten RIAS und Berliner 
Rundfunk. Am Beispiel dieser Rund-
funksender zeigt die Autorin, wie im 
Himmel über Berlin zwei gegensätzliche 
Weltbilder zusammenstießen. Und das 
Beispiel erweist sich als außerordentlich 
aussagefähig. Ausgangspunkt der Unter-
suchung ist ein Vergleich zwischen zwei 
Grundsatzdokumenten: der Anweisung 
JCS 1067 an den amerikanischen Ober-
befehlshaber in Deutschland, in der die 
Prinzipien der Besatzungspolitik formu-
liert waren, und die „Richtlinien für die 
Arbeit der deutschen Antifaschisten in 
dem von der Roten Armee besetzten 
deutschen Gebiet“. 
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In deutlicher Differenz zur Kriegspro-
paganda wollten die Amerikaner durch 
„Faktizität und Objektivität“ den Deut-
schen bei der Entwicklung pluralisti-
scher Denkweisen helfen. Als sich der 
Kalte Krieg verschärfte, blieb das Kon-
zept nicht unwidersprochen, und die 
amerikanischen Einrichtungen griffen 
stärker auf Erfahrungen aus der Kriegs-
zeit zurück, verschmähten auch Desin-
formationen nicht und legten mehr Wert 
auf die „Verpackung“ ihrer Propaganda 
mit Unterhaltung und Musik. Die Arbeit 
der amerikanischen Kontrolloffiziere 
beim RIAS und die wechselnden Unter-
stellungsverhältnisse unter die US-Be-
hörden werden von Petra Galle sehr 
gründlich und differenziert geschildert. 
Auch um die manchmal als heikel be-
trachtete Zusammenarbeit zwischen dem 
RIAS und antikommunistische Unter-
grundorganisationen macht die Verfas-
serin keinen Bogen. 

Das sowjetische Modell der Rundfunk-
politik wird von der Autorin im Zusam-
menhang mit der kommunistischen Stra-
tegie der „antifaschistisch-demokrati-
schen Umwälzung“ interpretiert. Es 
setzte von Anfang an auf die Teilnahme 
aller antifaschistischen Kräfte. In der 
Tat wurden im Rundfunk wie auch in 
anderen Bereichen der Gesellschaft an-
fangs auch nichtkommunistische Nazi-
Gegner herangezogen. Doch die Schlüs-
selpositionen erhielten auf jeden Fall 
kommunistische Kader. Bezüglich des 
Berliner Rundfunks wird diese Perso-
nalpolitik der Besatzungsmacht sehr 
gründlich dokumentiert. Buchstäblich 
von der ersten Stunde an wurde ein Ka-
derstamm gebildet, der den Ost-
Rundfunk bis 1990 fest im Griff hatte. 
Unter sowjetischer Oberaufsicht über-
nahmen bewährte KPD-Mitglieder und 
Moskau-Emigranten die Regie in dem 
damals entscheidenden Massenmedium. 
Manch einer blieb in den folgenden Jah-
ren auf der Strecke oder verschwand so-
gar in sowjetischen Straflagern, dennoch 

ist die personelle Kontinuität zwischen 
1945 und 1989 beeindruckend. 

Die Darstellung der frühen Jahre des 
Berliner Rundfunks liest sich wie ein 
„Who is who“ der DDR-Geschichte. Im 
März 1948 begann eine Sendereihe 
„Treffpunkt Berlin“. Das war durchaus 
wörtlich zu verstehen. An der Ge-
sprächsrunde nahmen vier Redakteure 
teil, die von den Sendeanstalten aus den 
Westzonen übergewechselt waren: Her-
bert Gessner aus München, Hans-Günter 
Cwojdrack und Karl-Eduard von 
Schnitzler vom NWDR aus Köln und 
Helmut Schneider aus Frankfurt am 
Main. Den Gesprächskreis moderierte 
kein Geringerer als Markus Wolf. Aber 
auch Peter Huchel arbeitete damals als 
Sendeleiter und Chefdramaturg für den 
Berliner Rundfunk und wechselte 1948 
als Leiter in die Künstlerische Abtei-
lung. Doch trotz niveauvoller Wortbei-
träge und hervorragender Hörspiele war 
der Berliner Rundfunk ein reines Propa-
gandainstrument der SED geworden und 
blieb es bis ins Jahr 1989. 

Auf der westlichen Seite verschärfte der 
RIAS seit dem Oktober 1947 die Tonla-
ge der Propaganda. Die bisherige Scho-
nung des ehemaligen Kriegsverbündeten 
Sowjetunion wurde aufgegeben. Als 
linksliberal geltende Mitarbeiter wie 
Ruth Norden mußten den Sender verlas-
sen. Gleichzeitig begannen sich die Hö-
rerzahlen dramatisch zu verschieben. 
Während laut Erhebung der OMGUS in 
den Westsektoren im Oktober 1946 noch 
siebzig Prozent den Berliner Rundfunk 
hörten, waren es zu Beginn der Blocka-
de nur noch zwanzig Prozent, dagegen 
hörten achtzig Prozent nun den RIAS. 
Während der Berlin-Blockade wurde der 
RIAS als „freie Stimme der freien Welt“ 
zum Symbol für Freund und Feind. So 
erreichte beispielsweise Ernst Reuters 
Rede vor dem Reichstagsgebäude am 9. 
September 1948 seine gewaltige Wir-
kung vor allem durch die Direktübertra-
gung des RIAS. Die Rede wurde im Os-
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ten – laut der Autorin – im Sowjetischen 
Sektor und der Umgebung Berlins mehr 
gehört als in den Westsektoren, da dort 
die Stromsperre den Empfang verhinder-
te. 

Für die Resonanz des Berliner Rund-
funks bei der Hörerschaft sah es seit 
1947/48 zunehmend trübe aus. Der spä-
tere Chefkommentator des DDR-Fernse-
hens, Karl-Eduard von Schnitzler, mein-
te 1950 in einem internen Bericht an die 
SED-Obrigkeit, ihm sei „weder in der 
Republik noch in Berlin, noch […] in 
Westdeutschland, noch in meiner eige-
nen umfangreichen Hörerschaft ein Hö-
rer begegnet, der eine positive Einstel-
lung zu unseren Sendern hatte […].“ 
(S. 245) Ein bemerkenswertes Einge-
ständnis eines Mannes, der es wissen 
mußte. 

Stefan Wolle 

 

 

Burmester, Siegfried: Ein Leben zwi-
schen Irrtum und Hoffnung. Eine po-
litische Biografie. Sangerhausen: Edi-
tion Neue Wege 2002, 414 Seiten, 
16,80 Euro. 

Leser von Klaus Rainer Röhls Autobio-
graphie Fünf Finger sind keine Faust 
kennen Siegfried Burmester als den 
„Genossen B.“, der den folgenreichen 
Kontakt zu Röhls späteren Geldgebern 
für konkret in Ost-Berlin knüpfte. Er sei, 
schrieb Röhl 1974, „Kleinbauernsohn 
und hatte den Klassenkampf auf einem 
kleinen Dorf in Niedersachsen gelernt. 
Anschließend als Kriegsgefangener in 
Rußland … B. sagte, Wiedervereinigung 
gibt’s nicht, liegt gar nicht drin. Natür-
lich, ein sozialistisches Gesamtdeutsch-
land, das wird es geben, alles andere ist 
Quatsch. So etwa war die Formulie-
rung.“ 

Burmester hat damals DDR-Anwalt 
Kaul gegen Röhl bemüht, weil er sich 
falsch zitiert fand: „So lyrisch rede ich 

nicht“, auch habe er den Klassenkampf 
keineswegs auf dem Lande gelernt, son-
dern als Kriegsgefangener auf einer 
sowjetischen Antifa-Schule. Das Eltern-
haus in Niedersachsen habe er als 
strammer Jung-Nazi verlassen, bevor er 
als Kommunist zurückkehrte. Röhls 
Darstellung sei eine „typische Mischung 
aus Dichtung und Wahrheit.“ 

Die volle Wahrheit sollen wir jetzt aus 
seiner Autobiographie erfahren, in der er 
sich als „roter Kaufmann“ vorstellt, der 
„ein Menschenleben für den Frieden“ 
geführt habe: als Geschäftsführer der 
Deutschen Handelsgesellschaft West-
Ost mit Sitz in Hamburg, Düsseldorf 
und West-Berlin, der er 33 Jahre bis zur 
Auflösung des Unternehmens 1994 
diente. Ein Verfahren, das nach der 
Wende gegen ihn – wie gegen „Alex“, 
seinen Geschäftspartner in der DDR und 
zeitweiligen Konkurrenten im Westhan-
del Alexander Schalck-Golodkowski – 
geführt wurde, wurde im Jahr 2000 ein-
gestellt. Verfolgte Unschuld! Er habe, 
versichert der Verlag Edition Neue We-
ge (im Besitz von Weggefährten der 
SEW) auf dem Buchumschlag, immer 
nur Geschäfte vermittelt „zwischen Ka-
pitalisten und Genossen Außenhändlern, 
findet Unterstützung von der Partei, leis-
tet Widerstand gegen Vereinnahmung, 
sieht sich am Ende mit der Wende von 
Wessi-Justizterror bedroht.“ Sogar die 
Einstellung des Verfahrens enthalte 
„noch eine Lüge, ich hätte Gewinn über 
ein Nummernkonto in der Schweiz in 
die DDR überwiesen. Tatsächlich aber 
habe ich bei der einzigen Ausschüttung 
den Gewinnanteil natürlich an den Mit-
gesellschafter, die Londoner Bank Ar-
buthnot Latham, nach England überwie-
sen. Was die damit machten, war nicht 
meine Sache.“ 

Unmöglich, hier die Windungen und 
Wendungen einer Karriere in zweifel-
haften Ost-West-Geschäften nachzu-
zeichnen, die Burmester zu seiner 
Rechtfertigung als ehrbarer Kaufmann 
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auf 150 von 400 Seiten ausbreitet. Wen 
dieses trübe Kapitel politischer Wirt-
schaftsgeschichte interessiert, der findet 
hier eine sprudelnde Quelle, vor deren 
Genuß allerdings eine gründliche Analy-
se zu empfehlen ist. Auch Burmester, 
nicht nur Röhl, kennt Dichtung und 
Wahrheit, wenn er das eigene Dementi, 
nicht lyrisch zu reden, mit einem selbst-
verfaßten Gedicht – „das einzige, das 
ich je aufschrieb“ – widerlegt. Es heißt 
„Leipziger Helden“ und hebt an: „Da 
sind sie wieder auf dem Montagsmarsch 
/ sie suchen das Loch im Bundesarsch. / 
In ihrer Not sind sie nicht zu fein, / sie 
kröchen dem Kohl noch sonst wo rein.“ 
Er selbst hat sich bei Honecker in 
Leipzig nur für Kotau entschieden. In 
seiner eigenen Prosa: „Ich hieß ihn am 
Stand der DHG willkommen, redete ihn 
mit ‚Herr Staatsratsvorsitzender’ an, 
stellte den Prokuristen Tredup, meine 
Frau vor, die er beide mit Handschlag 
begrüßte […] Ich begegne ihm ja nicht 
als Genossen, sondern der Chef einer 
kleinen Westfirma begrüßt den Präsi-
denten des Gastlandes. Ich entschied 
mich für eine tiefe Verbeugung.“ 

Hannes Schwenger 

 

 

Bohn, Helmut: Verschlungene Spu-
ren. Eine politische Biographie 1914–
1998. Hrsg. und ergänzt von Edel 
von Freier. Dresden: Edition Antaios 
2003, 411 Seiten, 23,80 Euro. 

In den Jahrzehnten des SED-Staates be-
schrieb kein Buch dessen Streitkräfte so 
umfassend und zuverlässig wie das von 
Thomas M. Forster (Pseudonym eines 
Autorenkollektivs). Die erste Auflage 
erschien 1964 unter dem Titel Die NVA 
– Die Armee der Sowjetzone, die sechste 
1984 unter dem Titel Die NVA – Kern-
stück der Landesverteidigung der DDR. 
Selbst die Genossen des Militärge-
schichtlichen Instituts der DDR konnten 
nicht darauf verzichten. Aus Devisen-

mangel mußten sie allerdings alle 414 
Seiten fotokopieren. Herausgebracht hat 
dieses Buch der Inhaber des Markus 
Verlags Köln, Helmut Bohn, der zur 
sechsten Auflage die Einleitung schrieb 
und schon 1956 das Buch Armee gegen 
die Freiheit. Zur Ideologie und Aufrüs-
tung der Sowjetzone herausgegeben hat-
te. Nach der Wiedervereinigung, 1992, 
verlegte er das von Manfred Backerra 
herausgegebene Buch NVA. Ein Rück-
blick für die Zukunft, in dem Stabsoffi-
ziere und Generale der NVA ihre Erin-
nerungen zu Papier brachten und der Be-
fehlshaber des Bundeswehr-
Kommandos Ost in den Jahren 1990/91, 
Generalleutnant Jörg Schönbohm, ein 
Vorwort schrieb. 

Das hier anzuzeigende Buch enthält 
Bohns politische Biographie, von Edel 
von Freier herausgegeben und durch 
Verlagsanzeigen, Auszüge aus Bohns 
Veröffentlichungen und interne Texte 
sowie farbige Bilder des Malers Bohn 
ergänzt. Sie hatte den Verleger 1985 als 
Herausgeberin des Buches General 
Wlassow – Russen und Deutsche zwi-
schen Hitler und Stalin kennengelernt. 
Sie charakterisiert ihn als „Zeitzeugen 
des 20. Jahrhunderts, der nie selbst als 
Politiker im Rampenlicht gestanden hat 
und dennoch wie kaum ein anderer poli-
tische Meinungsbildung beeinflußte“. 

Der 1914 Geborene erlebte bewußt im 
Jahre 1920 in Essen Übergriffe von 
„Roten“ nach dem Kapp-Putsch und 
während der Ruhrbesetzung Demüti-
gungen durch französische Militärs. 
1932 wurde er Nationalsozialist, arbeite-
te nach dem Abitur ohne feste Anstel-
lung für die HJ und die NS-Organisation 
„Kraft durch Freude“. 1938 wurde er 
„Hauptschriftleiter“ des Ruhr Arbeiters, 
der Wochenzeitung der Deutschen Ar-
beitsfront Gau Essen. Aus Gesundheits-
gründen wurde er erst nach der Schlacht 
von Stalingrad eingezogen. Da er sich 
inzwischen innerlich vom Nationalso-
zialismus abgewandt hatte, lehnte er es 
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ab, Kriegsberichterstatter in einer Pro-
pagandakompanie zu werden. Er stand 
als einfacher Soldat an der Ostfront, 
längere Zeit als Meldegänger, und kam 
1944 in sowjetische Kriegsgefangen-
schaft. 

Im Mittelpunkt seines Kapitels „Die 
Ärmsten der Armen: Alte Kommunis-
ten“ steht der ehemalige kommunisti-
sche Reichtagsabgeordnete Dr. Fritz 
Löwenthal, der als Politinstrukteur des 
Lagers 41 schützend die Hand über ihn 
hielt. Er flüchtete 1947 in den Westen, 
wo er der SPD beitrat und Mitglied des 
Parlamentarischen Rates wurde. Die 
Amerikaner bestellten ihn zum Chefre-
dakteur der Zeitschrift Ost-Probleme, 
für die Bohn auf Honorarbasis arbeitete. 
Ein Jahr nach Löwenthals Tod, 1957, 
brachte Bohn in seinem Markus Verlag 
dessen letztes Buch, Das Kommunisti-
sche Experiment. Theorie und Praxis 
des Marxismus-Leninismus, heraus. 

1949 fand Bohns Buch Vor den Toren 
des Lebens. In russischer Kriegsgefan-
genschaft 1944–1947 große Beachtung, 
auch bei britischen und amerikanischen 
Stellen. 

Der Markus Verlag, der aus dem Ver-
lagshaus M. DuMont Schauberg hervor-
ging, arbeitete eng mit den Bundesmini-
sterien des Innern und der Verteidigung 
zusammen. Er brachte die Zeitschriften 
Die Parole für den Bundesgrenzschutz, 
die Bundesgrenzschutz-Informationen, 
den Informationsdienst Innere Sicher-
heit und die Soldatenzeitschrift Visier 
auf den Weg, die später von den zustän-
digen Bundesministerien weitergeführt 
wurden. Im Jahre 1959 brachte er das 
Buch Siegen ohne Krieg. Erfahrungen 
und Möglichkeiten der psychologischen 
Verteidigung in der Demokratie heraus. 
Im Rahmen der „Psychologischen 
Kriegführung“ des Bundesverteidi-
gungsministeriums verlegte er 1965/66 
„Generalsfestschriften“ für Kielman-
segg, Speidel, Heusinger und Manstein, 
um der Verleumdung der jungen Bun-

deswehr durch die DDR-Propaganda 
entgegenzuwirken. Er gewann dafür die 
namhaften deutschen Zeithistoriker 
Herzfeld, Rothfels und Hillgruber als 
Autoren sowie Beiträge von ausländi-
schen Militärs. Die Beiträge zur Kon-
fliktforschung, vom Bundesverteidi-
gungsministerium finanziert, erschienen 
1971 bis 1990 und waren ein wichtiges 
Organ der Meinungsbildung für Füh-
rungskräfte in Politik, Wissenschaft und 
Militär. Neben den oben genannten Bü-
chern über die NVA und General 
Wlassow war eine militärpolitisch be-
deutsame Publikation die vom Marschall 
der Sowjetunion Sokolowski verfaßte 
Militärstrategie, deren 2. Auflage, ein 
Werk von 526 Seiten, 1969 mit einer 
Einleitung von Generalmajor Dr. Johan-
nes Gerber herauskam. Dieser bestellte 
für das Bundesverteidigungsministerium 
1000 Exemplare, was das verlegerische 
Risiko klein hielt. Bohns Verlag be-
schränkte sich jedoch nicht auf den Si-
cherheitsbereich. Er verlegte die Schrif-
tenreihe Nationalitäten- und Regional-
probleme in Osteuropa, den Türkei-
Brief und die Hochschulpolitischen In-
formationen, das offizielle Organ des 
1970 gegründeten Bundes Freiheit der 
Wissenschaft. Dieser stellte sich die 
vordringliche Aufgabe, die „marxisti-
schen Eroberer des akademischen El-
fenbeinturms“, „rote Kaderschmieden“ 
und „Anarchistenläden“ im Zuge der 
Studentenbewegung nach 1968 zurück-
zudrängen sowie die immer schlimmere 
Gefahr der „Herrschaft der Bürokratie“ 
zu kritisieren. 

Leider brechen Bohns Erinnerungen, die 
oft feuilletonistischen Charakter mit ge-
legentlich eingefügten Gedichten haben 
und teilweise recht weitschweifig sind, 
dort ab, wo sie am interessantesten ge-
wesen wären: bei der Darstellung seiner 
Leistungen für den wehrhaften demokra-
tischen Staat und die Auseinanderset-
zung mit dem Kommunismus. Diese 
bringt er an einer Stelle mit den Worten 
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auf den Punkt: „Es ist ein Unterschied, 
ob jemand sich ausschließlich als ‚Anti-
kommunist’ fühlt oder ob er von Werten 
erfüllt ist, die den Kommunismus aus-
schließen. Letzteres gilt für mich.“ 

Otto Wenzel 
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